
Gesetz 
vom 25. September 1991 

zur Anpassung der kantonalen Gesetzgebung 
an das Gesetz über die Organisation des Verwaltungsgerichts (VGOG) 

und an das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege (VRG) 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt: 

auf das Gesetz vom 24. April 1990 über die Organisation des Verwal­
tungsgerichts (VGOG): 

auf das Gesetz vom 23. Mai 1991 über die Verwaltungsrechtsptlege 
(VRG): 

nach Einsicht in die Botschaft des Staatsrates vom 9. Juli 1991: 

auf Antrag dieser Behorde, 

beschliesst: 

1. KAPITEL 

Aufbebung bisherigen Rechts 

Artikel 1. Es werden aufgehoben: 

a) das Gesetz vom 24. Mai 1961 über das Verfahren bei Verwaltungsbe­
schwerden (SGF 15.2): 

b) der XXXIX. Tite! (Art. 731-743) der Zivilprozessordnung von Mai 
und Juni 1849, betreffend die Verwaltungsrechtssachen und die ver­
waltungsrechtlichen Streitigkeiten (SGF 15.3): 

c) das Gesetz vom 17. November 1964 betreffend die Organisation des 
V ersicherungsgerichtes (SG F 840.2.4): 

d) die Organisations- und Verfahrensvorschriften der kantonalen Rekurs­
kommission für die AHV vom 16. April 1948 (SGF 840.2.21 ). 
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Einwohner­
kontrolle 

Aufenthalt 
und Nieder­
lassung der 
Ausliinder 

Bürgerliche 
Rechte 

li. KAPITEL 

Anderung bisherigen Rechts 

Artikel 2. Das Gesetz vom 23. Mai 1986 über die Einwohnerkontrolle 
(SGF 114.21.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 22. Beschwerden 
1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. Die Gemeinde ist beschwerdeberechtigt. 

2 Gegen Entscheide des Vorstehers ist vorgangig beim Gemeinderat 
Einsprache zu erheben. 

Art. 23 Abs. 2 

2 Die Strafe wird vom Oberamtmann gemass dem Strafverfahrens­
recht ausgesprochen. 

Art. 3. Das Ausführungsgesetz vom 17. November 1933 zum Bundes­
gesetz vom 26. Marz 1931 über Aufenthalt und Niederlassung der Aus­
lander (SGF 114.22.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 4 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Der Staatsrat beurteilt jedoch ais letzte kantonale Instanz Be­
schwerden gegen Entscheide des kantonalen Arbeitsamtes. 

Art 5 

(aufgehoben) 

Art. 6 Abs. 2 (neu) 

2 (neu) Das Strafverfahrensrecht ist anwendbar. 

Art. 4. Das Gesetz vom 18. Februar 1976 über die Ausübung der bür-
gerlichen Rechte (SGF 115.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 12. Beschwerde 
1 Die Betroffenen kônnen gegen Entscheide des Gemeinderates 
beim Verwaltungsgericht Beschwerde erheben. 

2 Die Beschwerde muss innert zehn Tagen seit Erôffnung des ange­
fochtenen Entscheides eingereicht werden. 



J Das Yerwaltungsgericht führt unverzüglich die lnstruktion durch. 
Es ist nur dann verpflichtet, vor der Abstimmung oder der Wahl zu 
entscheiden, wenn ihm die Beschwerde mindestens fünfTage vor­
her zukommt. 

4 Der Entscheid wird unverzüglich dem Beschwerdeführer eroffnet 
und dem Gemeinderat, dem Oberamtmann und den betroffenen 
Bürgern mitgeteilt. 

; Beschwerden, die das eidgenossische Stimmregister betreffen, 
richten sich nach Bundesrecht. 

Art. 13 Abs. 3 

J Unter Yorbehalt von Entscheiden des Verwaltungsgerichts darf 
nach der Schliessung des Stimmregisters und bis zum Abschluss des 
Urnengangs keine Eintragung oder Loschung vorgenommen wer­
den. 

Art. 21. S/reiligkeiten 

Der Oberamtmann entscheidet endgültig über Streitigkeiten, wel­
che die Organisation oder die Zusammensetzung von Wahlbüros 
betreffen, insbesondere über Streitigkeiten betreffend die angemes­
sene Yertretung der politischen Parteien oder Gruppierungen in 
ihnen. 

Überschrift des S. Kapitels (des ersten Titels) 

Über die Beschwerden und Streitigkeiten bezüglich Abstimmungen 
und Wahlen. 

I. Eidgenôssische Abstimmungen und Wahlen 

Art. 59 

Beschwerden im Zusammenhang mit eidgenossischen Abstim­
mungen und Wahlen unterstehen dem Bundesrecht. 

II. Kantonale und kommunale Abstimmungen und Wahlen 

Art. 60. Zustdndige Behorden 

1 Der Grosse Rat beurteilt Beschwerden im Zusammenhang mit 
der Wahl der Grossrate, der Mitglieder des Staatsrates sowie der 
Oberamtmanner. 

2 Das Yerwaltungsgericht beurteilt Beschwerden im Zusammen­
hang mit kantonalen Abstimmungen, Gemeindewahlen und 
-abstimmungen sowie der Wahl der Standerate. 
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3 Dagegen entscheiden bei Streitigkeiten über die Vorbereitung und 
die Durchführung von Abstimmungen und Wahlen, soweit dieses 
Gesetz darüber keine Spezialbestimmungen enthalt, folgende Be­
horden endgültig: 

a) in kantonalen Angelegenheiten der Staatsrat; 

b) in Gemeindeangelegenheiten der Oberamtmann. 

Art. 61. Beschwerdeverfahren 
a) Grundsatz 

Das Beschwerdeverfahren richtet sich unter Vorbehalt der Artikel 
62-66a nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege. 

Art. 62. b) Beschwerdebefugnis 

Jeder Aktivbürger ist beschwerdeberechtigt. 

Art. 63. c) Frist 

Die Beschwerde muss, unter Vorbehalt von Artikel 69 Absatz 2, 
innert zehn Tagen seit Veroffentlichung der Ergebnisse im Amts­
blatt oder im Fall von Gemeindewahlen innert zehn Tagen seit dem 
offentlichen Anschlag der Ergebnisse erhoben werden. 

Art. 64. d) lnstruktion 

Die Beschwerdeinstanz führt von Amtes wegen und unverzüglich 
die erforderliche lnstruktion durch und ergreift die Massnahmen, 
die sich aufdrangen. 

Art. 65. e) Beschwerdeentscheid 

1 Die Beschwerdeinstanz ist weder an die Begehren des Beschwer­
deführers noch an die vorgebrachten Gründe gebunden. 

2 Heisst sie die Beschwerde gut, so berichtigt sie die Ergebnisse der 
Abstimmung oder der Wahl oder ordnet die Durchführung eines 
neuen Umengangs an. 

Art. 66. j) Eroffnung und Vollstreckung 

1 Die Beschwerdeinstanz eroffnet dem Beschwerdeführer und dem 
Staatsrat seinen Entscheid innert zehn Tagen, seit sie ihn gefallt 
hat. 

2 Der Staatsrat trifft notigenfalls die Anordnungen, die der Ausgang 
des Verfahrens verlangt. 



Art. 66a (neu). g) Spe::ia/vorschr(fien für die Beschwerden an den 
Grossen Rat 

1 Beschwerdcn, für die der Grosse Rat zustandig ist, sind an den 
Staatsrat zu richten und werden von diesem instruiert. Er leitet sie 
mit den Ergebnissen seiner Nachforschungen und mit seinem 
Bericht und Antrag an den Grossen Rat weiter. 

2 Der Staatsrat kann die Staatsanwaltschaft oder einen oder meh­
rere Magistraten des Richterstandes mit der Instruktion betrau­
en. 

1 Der Grosse Rat entscheidet über die Beschwerde nach Anhôren 
des Berichtes einer Kommission. Die Kommission kann von 
Am tes wegen oder auf Beschluss des Grossen Rates hin die erfor­
derliche Instruktion durchführen. 

Art. 73 

(aufgehoben) 

Art. 79 Abs. 1 Bst. b 

[1 Es kônnen nicht Abgeordnete in den Grossen Rat sein:] 

b) die vollamtlichen Magistraten und Beamten, die vom Grossen 
Rat, vom Staatsrat, von einer seiner Direktionen, vom Kan­
tonsgericht, vom Yerwaltungsgericht oder vom Wahlkollegium 
ernannt werden, mit Ausnahme der Mitglieder des Lehrkôr­
pers: 

Art. 138 

(aufgehoben) 

Art. 190. Bcschwerden und Streitigkeiten 

Die Bestimmungen über die Beschwerden und Streitigkeiten in 
Gemeindeangelegenheiten sind sinngemass auf Pfarreiwahlen und 
-abstimmungen anwendbar. 

Art. 199. Einreichung der Bogen an die Staatskan::/ei 

1 Die Unterschriftenbogen müssen innert den festgesetzten Fristen 
an die Staatskanzlei eingereicht werden. 1st dies nicht der Fall, so 
stellt die Kanzlei durch einen im Amtsblatt verôffentlichten Ent­
scheid fest, dass die Initiative oder das Referendumsbegehren nicht 
zustande gekommen ist. 

2 Gegen diesen Entscheid kann innert zehn Tagen seit seiner Yer­
ôffentlichung beim Yerwaltungsgericht Beschwerde erhoben wer­
den. 
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Art. 202. Veroffentlichung des Auszahlungsergebnisses 

Die Staatskanzlei verôffentlicht das Ergebnis der Auszahlung der 
Unterschriften im Amtsblatt und stellt unter Vorbehalt des in Arti­
kel 203 vorgesehenen Verfahrens fest, ob die Initiative oder das 
Referendumsbegehren zustande gekommen ist oder nicht. 

Art. 203. Verôffentlichung der ungültig erklarten Untersch1)/ien 
und Beschwerde 

1 1st wegen der Ungültigkeit von Unterschriften die erforderliche 
Anzahl Unterschriften nicht erreicht, so teilt die Staatskanzlei den 
Gemeinderaten der Gemeinden, deren Namen obenan auf den 
Bogen stehen, die ungültig erklarten Unterschriften dieser Bogen 
mit. 

2 Die Liste der ungültig erklarten Unterschriften wird wahrend 
zehn Tagen offentlich angeschlagen und wahrend der gleichen Zeit 
auf der Gemeindeschreiberei aufgelegt, wo die Bürger sie einsehen 
kônnen. Die Mitteilung der Autlage wird von der Kanzlei im Amts­
blatt verôffentlicht. 

1 Die Bürger, deren U nterschriften von der Kanzlei ungültig erklart 
worden sind, konnen innert zehn Tagen seit der Veroffentlichung 
der in Absatz 2 vorgesehenen Mitteilung beim Verwaltungsgericht 
Beschwerde erheben. 

~ Werden Beschwerden gutgeheissen, so berichtigt die Kanzlei das 
Ergebnis der Auszahlung der Unterschriften und stellt gegebenen­
falls fest, dass die Initiative oder das Referendumsbegehren zu­
stande gekommen ist. Der Entscheid der Kanzlei wird im Amts­
blatt veroffentlicht. 

Art. 231 Abs. 3his (neu) 

Jbi•(neu) Der Entscheid, durch den der Gemeinderat feststellt, dass 
das Referendumsbegehren nicht zustande gekommen ist, kann 
innert zehn Tagen seit der Verôffentlichung beim Verwaltungsge­
richt mit Beschwerde angefochten werden. 

Art. 231'", Randtitel 

lnitiatii'e 

a) Ver{ahren 

Art. 23}qualer (neu). b) Rechtspflege 

1 Erklart der Gemeinderat das Initiativbegehren für ungültig, so 
veroffentlicht er den Entscheid, der die Ungültigkeit feststellt, im 
Amtsblatt. Gegen diesen Entscheid kann innert zehn Tagen seit 
seiner Veroffentlichung beim Verwaltungsgericht Beschwerde er-



hoben werden. Anerkennt das Verwaltungsgericht die Gültigkeit 
der Initiative, so wird das Verfahren nach Artikel 231 ter fortge­
setzt. 

2 Der Entscheid, durch den der Gemeinderat feststellt, dass die 
Initiative nicht zustande gekommen ist, kann innert zehn Tagen 
seit seiner Veroffentlichung beim Verwaltungsgericht mit Be­
schwerde angefochten werden. 

Art. 5. Das Gesetz vom 15. Mai 1979 über das Reglement des Grossen 
Rates (SGF 121.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 104 Abs. 1 

1 Der Prasident und die beiden Vizeprasidenten des Grossen Rates, 
der Staatsratsprasident, der Prasident des Kantonsgerichts, der Pra­
sident des Verwaltungsgerichts, der Staatskanzler, der zweite Sekre­
tar des Grossen Rates, die Kantonsrichter und die Ersatzrichter des 
Kantonsgerichts, die Mitglieder des Verwaltungsgerichts, der 
Staatsschatzverwalter und die übrigen Personen, deren Wahl oder 
Ernennung dem Grossen Rat zusteht, werden in Einzelwahlen 
gewahlt. 

Art. 6. Das Gesetz vom 26. November 1965 über die Besoldung und die 
Pensionen der Staatsrate, der Kantonsrichter und des Staatskanzlers (SGF 
122.1.3) wird wie folgt geandert: 

Art. 1 Abs. 3 (neu) 

1 (neu) Der Ausdruck «Kantonsrichter» bezeichnet in diesem Ge­
setz die Richter des Kantonsgerichts und die Richter des Verwal­
tungsgerichts. 

Art. 2 Abs. 3, 2. Haibsatz 

1 ... der Prasident des Kantonsgerichts und der Prasident des Ver­
waltungsgerichts eine solche von 3000 Franken. 

Art. 7. Das Gesetz vom 25. September 1981 über die Besoldungen und 
die Pensionen der Oberamtmanner (SGF 122.3.2) wird wie folgt gean­
dert: 

Art. 13a (neu) 

Bei Streitigkeiten über Ansprüche aus diesem Gesetz fallt der 
Staatsrat einen Entscheid, gegen den die Beschwerde an das Ver­
waltungsgericht zulassig ist. 
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Dienstverhalt­
nis des Staats­
personals 

Art. 8. Das Gesetz vom 22. Mai 1975 über das Dienstverhaltnis des 
Staatspersonals (SGF 122.70.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 Abs. 1 

1 Die Mitglieder des Staatsrates, des Kantonsgerichts und des Ver­
waltungsgerichts sind diesem Gesetz nicht unterstellt. 

Art. 29. Ve,:{ahrenskosten und Entschtidigungen 

Der Staatsrat regelt die Kosten des Disziplinarverfahrens und die 
Entschadigungen, die dem Mitarbeiter zugesprochen werden kon­
nen. 

Art. 52, 3. Satz (neu) 

... Dieses [ das Reglement] kann bestimmen, dass die Entscheide des 
Fonds endgültig sind. 

Überschrift des VIII. Kapitels 

Gesuche, Aufsichtsbeschwerden und Beschwerden 

Art. 63, Randtitel und Abs. 1 

Der Ausdruck « Beschwerden» wird durch «Aufsichtsbeschwerden» 
ersetzl. 

Art. 64. Beschwerde 
a) Entscheide einer untergeordneten Beh6rde 

Entscheide einer untergeordneten Behë>rde betreffend das Dienst­
verhaltnis eines Mitarbeiters konnen mit Beschwerde angefochten 
werden; über Beschwerden gegen Entscheide einer Verwaltungsbe­
horde entscheidet der Staatsrat, über solche einer Zivil- oder Straf­
gerichtsbehorde entscheidet das Kantonsgericht. 

Art. 65. b) Entscheide des Staatsrates 

1 Gegen die erstinstanzlichen Entscheide und Beschwerdeent­
scheide des Staatsrates ist die Beschwerde an das Verwaltungsge­
richt zulassig. 

2 Endgültig sind jedoch Entscheide über: 

a) die Anstellung (Art. 3 ff.), die Befürderung und den Stellen-
wechsel; 

b) den Inhalt der periodischen Qualifikation (Art. 8i); 

c) die Ausübung einer Nebenbeschaftigung (Art. 15 Bst. b); 

d) die Urlaube (Art. 45, 46 und 47 Abs. 3) und die Kurse für die 
berufliche Bildung (Art. 48); 



e) die ordentliche Kündigung des Dienstverhaltnisses des Ange­
stellten (Art. 60 Abs. 1) oder die Kündigung wahrend der Pro­
bezeit (Art. 6 Abs. 2). 

Art. 66. Besondere Verfahrensvorschriflen 

1 Der Mitarbeiter kann sich von einem berufsmassigen Rechtsbei­
stand, einem Mitglied des Staatspersonals oder einem Vertreter 
eines Personalvereins verbeistanden oder vertreten lassen. 

2 Das Verfahren ist kostenlos, ausser in Beschwerdesachen vor dem 
Verwaltungsgericht. 

Art. 9. Das Gesetz vom 26. Februar 1987 über die Besoldungen des 
Staatspersonals (SG F 122. 72.1) wird wie folgt geandert: 

Überschrift des VII. Kapitels 

Streitigkeiten 

Art. 51. Entscheid über die Ansprüche des Mitarbeiters 

Bei Streitigkeiten über Ansprüche aus diesem Gesetz fa.lit die 
zustandige Behôrde einen Entscheid. 

Art. Sla (neu). Beschwerde 
a) En/scheide einer untergeordneten Behôrde 

Entscheide einer untergeordneten Behôrde über die Besoldung 
eines Mitarbeiters kônnen mit Beschwerde an den Staatsrat weiter­
gezogen werden. 

Art. 51 b (neu). b) En/scheide des Staatsrates 

1 Gegen die erstinstanzlichen Entscheide und Beschwerdeent­
scheide des Staatsrates ist die Beschwerde an das Verwaltungsge­
richt zulassig. 

2 Endgültig sind jedoch Entscheide über: 

a) einen ausserordentlichen Gehaltszuschuss (Art. 7); 

b) die Bewertung und die Einreihung der Funktionen (Art. 13); 

c) die Festsetzung des Anfangsgehalts (Art. 16-18); 

d) eine ausserordentliche Gehaltserhôhung (Art. 24); 

e) die in Artikel 38 vorgesehene Zulage. 

Art. Sic (neu). Besondere Verfahrensvorschriflen 

Artikel 66 des Gesetzes über das Dienstverhaltnis des Staatsperso­
nals ist auf die Vertretung und die Verbeistandung des Mitarbeiters 
sowie auf die Verfahrenskosten anwendbar. 
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Pensionskasse 
des Staatsper­
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Art. 10. Das Gesetz vom 22. Mai 1975 über die Pensionskasse des 
Staatspersonals (SGF 122. 73.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 13. Streitigkeiten 

Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung dieses Gesetzes ergeben, 
sind gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege zu ent­
scheiden. Die Bestimmungen des Bundesrechts bleiben vorbehal­
ten. 

Art. 11. Das Dekret vom 7. Marz 1848 in Bezug auf den Eid der Staats-
beamten (SGF 129.1.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 

Die Mitglieder des Grossen Rates und des Staatsrates, der Kanzler 
sowie die Mitglieder des Kantonsgerichts und des Verwaltungsge­
richts leisten den Eid vor dem Grossen Rat. 

Art. 4 

Die Schreiber des Kantonsgerichts und des Verwaltungsgerichts 
leisten den Eid vor dem Gericht. 

Art. 12. Das Dekret vom 7. Marz 1831 bestimmend die Siegel der obern 
Behorden (SGF I 29.2.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 3 

Das Kantonsgericht wird ein eigenes Siegel haben, aufwelchem ein 
die Kantonsfarben tragender Schild mit der Inschrift Kantonsge­
richt des Staates Freiburg stehen wird. 

Art. 4 (neu) 

Das Verwaltungsgericht wird ein eigenes Siegel haben, aufwelchem 
ein die Kantonsfarben tragender Schild mit der Inschrift Verwal­
tungsgericht des Kantons Freiburg stehen wird. 

Art. 13. Das Dekret vom 27. Mai 1836 betreffend die Festsetzung der 
Rangordnung der obersten Behorden bei offentlichen Feierlichkeiten 
(SGF 129.3.1) wird wie folgt geandert: 

Einziger Artikel Abs. 1 Bst. c und d (neu) 

c) das Kantonsgericht; 

d) (neu) das Verwaltungsgericht. 

464 



Art. 14. Das Gesetz vom 22. November 1949 über die Gerichtsorgani-
sation (SGF 131.0.1) wird wie folgl geandert: 

Art. 1, Einleitungssatz 

Die Zivil- und die Strafrechtspflege sind Sache der durch die Ver­
fassung und das Gesetz anerkannten Gerichte und Beh6rden, nam­
lich: 

Gerichtsorga­
nisalion 

Art. 15. Das Gesetz vom 27. November 1973 über die Jugendstraf- Jugendstraf-
rechtspflege (SGF 132.6) wird wie folgt geandert: rechtspflege 

Art. 73. IV Rechtsmittc/ 

Die Kostenliste kann in bezug auf die Richtigkeit ihrer Posten und 
deren Übereinstimmung mit dem Tarif gemass den Vorschriften 
der Strafprozessordnung angefochten werden. 

Art. 16. Das Gesetz vom I O. Mai 1977 über den Anwaltsberuf (SGF Anwallsberuf 

137.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 9his Abs. 2 (neu) 

1 (ncu) Das Verwaltungsgericht kann eine solche Ermachtigung für 
die bei ihm anhangig gemachten Rechtssachen erteilen. 

Kapitel Jllhis (neu) Rechtsmittel 

Art. 16his 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 23 Abs. 1 bis (neu) und Abs. 2 

Ibis (neu) Streitigkeiten aus Angelegenheiten, die vor eine Verwal­
tungsjustizbeh6rde gebracht wurden, fallen in die Zustandigkeit 
des Verwaltungsgerichts. 

1 Betrifft eine Streitigkeit eine Angelegenheit, die nicht vor eine 
J ustizbeh6rde gebracht wurde, so fa lit sie in die Zustandigkeit des 
Moderationshofs des Kantonsgerichts. 

Art. 30. Abs. 4 (neu) 

~ (neu) lm übrigen ist das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anwendbar. 

Art. 32 und 33 

(aufgehoben) 
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Gemeinden Art.17. Das Gesetz vom 25. September 1980 über die Gemeinden 
(SG F 140.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 65 Abs. 5 (neu) 

'(neu) Das Ausführungsreglement regelt die Ausstandsgründe und 
das Verfahren im einzelnen. 

Art. 76 Abs. 2 

2 Fehlen Gemeindebestimmungen, so gelten für die Beamten und 
für die Angestellten mit offentlich-rechtlichem Status die Bestim­
mungen des Gesetzes über das Dienstverhaltnis des Staatsperso­
nals, ausser diejenigen über die Rechtsmittel; auf die übrigen Ange­
stellten sind die Bestimmungen des Obligationenrechts ais Ersatz­
recht anwendbar. 

Art. 85. Z11'angsmilfel 

Um ihre Verfügungen durchzusetzen, ergreift die Gemeindebe­
horde die Massnahmen, die im Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege vorgesehen sind. 

Art. 144 Abs. 4 

(aufgchoben) 

Art. 151 Abs. 3, 2. Satz (neu) 

J ... Ihre Verfügungen [diejenigen der Verwaltungskommission] 
k6nnen nach Artikel 153, der sinngemass anwendbar ist, angefoch­
ten werden. 

Art. 152 Abs. 2 (neu) 

2 (neu) Gegen die Verfügung des Staatsrates ist die Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht zulassig. 

Art. 153 Abs. 3 (neu) 

J (neu) Sieht ein Gemeindereglement es vor, so ist gegen eine Ver­
fügung des Gemeinderates innert dreissig Tagen vorgangig beim 
Gemeinderat selbst Einsprache zu erheben. 

Art. 155, Randtitel und Abs. 2 

c) Enlscheid des Oberamlmannes 

2 Sein Entscheid ist durch Beschwerde gemass dem Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. Diese Beschwerde kann auch 
vom Gemeinderat erhoben werden. 



Art. 156 Abs. 1 

1 Das Beschwerdeverfahren wird durch das Gesetz über die Ver­
waltungsrechtspflege geregelt. 

Art. 157 Abs. 3 

1 Gegen solche Entscheide ist die Beschwerde an das Verwaltungs­
gericht zulassig. 

Art. 158. Entscheide der Aufsichtsbehôrden 

Entscheide, die vom Gemeindedepartement, von den Oberamt­
mannern oder von den in der Spezialgesetzgebung bezeichneten 
Beh6rden in Ausübung ihrer Aufsicht getrofTen werden, konnen 
von der Gemeinde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege angefochten werden. 

Art. 18. Das Gesetz vom 16. Septem ber 1986 über die Haftung der Haftung 
Gemeinwesen und ihrer Amtstrager (SGF 16.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 13 Abs. 2 Bst. a 

(2 Der Entscheid obliegt jedoch:] 

a) dem Grossen Rat in bezug auf die Ansprüche des Staates gegen 
die Mitglieder des Grossen Rates, des Staatsrates, des Kantons­
gerichts und des Verwaltungsgerichts; 

Art. 17. Zustândigkeit 

1 Für die Beurteilung von Klagen, die sich auf dieses Gesetz stützen, 
ist das Verwaltungsgericht zustandig. 

2 Die Klagen Dritter gegen den Staat wegen einer Schadigung durch 
ein Mitglied des Grossen Rates, des Staatsrates, des Kantonsge­
richts oder des Verwaltungsgerichts sowie die Klagen des Staates 
gegen die Mitglieder dieser Beh6rden fallen jedoch in die Zustan­
digkeit des Bundesgerichts. 

Art. 18 Abs. 1 

1 Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, richtet sich das 
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht nach dem Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege. 

Art. 19 und 21 Abs. 2 

(aufgehoben) 
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Beziehungen 
zwischen Kir­
chen und Staal 

Evangelisch­
reformierte 
Kirche 

Art. 19. Das Gesetz vom 26. September 1990 über die Beziehungen 
zwischen den Kirchen und dem Staat (ABI 1990 Nr. 43) wird wie folgt 
geii.ndert: 

Art. 18. Rechtsmittel 

1 Gegen die Festsetzung der Kirchensteuern kann der Steuerpflich­
tige bei der Pfarreibehôrde (Kirchgemeindebehôrde) Einsprache 
erheben. 

2 Die Einspracheentscheide sind mit Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht anfechtbar. 

3 Das Verwaltungsgericht entscheidet auch über Streitigkeiten zwi­
schen Pfarreien (Kirchgemeinden) betreffend die Steuerhoheit. 

4 Das Verfahren bestimmt sich durch die sinngemasse Anwendung 
der Rechtsmittelbestimmungen des Gesetzes über die Kantons­
steuern und im übrigen durch das Gesetz über die Verwaltungs­
rechtsptlege. 

Art. 20. Das Gesetz vom 13. Mai 1966 betreffend die Organisation der 
Evangelisch-reformierten Kirche des Kantons Freiburg (SGF 192.1) wird 
wie folgt geii.ndert: 
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Art. 8. Beschwerden 

Beschwerden betreffend die Steuerpflicht, die sich auf die Behaup­
tung der Nichtzugehôrigkeit zur Evangelisch-reformierten Kirche 
stützen, werden in letzter kantonaler Instanz vom Verwaltungsge­
richt entschieden. 

Art. 16 Abs. 2 und 3 

2 Die Pfarreien kônnen gegen Verfügungen der nach Absatz 1 
bezeichneten Behôrde beim Verwaltungsgericht Beschwerde füh­
ren. 

3 (aufgehoben) 

Art. 19. Gemischte Angelegenheiten 

Unter Vorbehalt anderslautender gesetzlicher Bestimmungen ist 
gegen letztinstanzliche Entscheide der kirchlichen Behôrden in 
gemischten Angelegenheiten die Beschwerde gemii.ss dem Gesetz 
über die Verwaltungsrechtsptlege zulii.ssig. 



Art. 21. Das Gesetz vam 3. Oktaber 1990 über die Anerkennung der 
lsraelitischen Kultusgemeinde (ABI 1990 Nr. 44) wird wie folgt gean­
dert: 

Art. 6 Abs. 3 

1 Die Generalversammlung entscheidet über Streitigkeiten betref­
fend ihre Zusammensetzung; varbehalten bleibt die Beschwcrde, 
die innert dreissig Tagen beim Verwaltungsgericht zu erheben 
ist. 

Art. 22. Das Einführungsgesetz vam 22. Navember 1911 zum Schwei­
zerischen Zivilgesetzbuch für den Kantan Freiburg (SGF 210.1) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 17. ZGB 30 

1 Das J ustizdepartement ist dafür zustandig, einer Persan die Ande­
rung ihres Namens zu bewilligen. 

2 Ein abweisender Entscheid ist durch Beschwerde an den Staatsrat 
anfechtbar. 

1 Die gerichtliche Klage, zu der die Bewilligung der Namensande­
rung Anlass geben kann, ist gegen die Persan zu richten, welche die 
Bewilligung erlangt hat. 

Art. 31 Abs. 1 und 2 

1 Stiftungen, die mehrere Gemeinden ader den ganzen Kantan 
betreffen, stehen unter der Aufsicht des Sazialfürsargedeparte­
ments. 
2 Stiftungen, die ihrer Bestimm ung nach einer Gemeinde ader einer 
Pfarrei (Kirchgemeinde) angehoren, stehen un ter der Aufsicht des 
betreffenden Gemeinde- ader Pfarreirats und unter der Oberauf­
sicht des Sazialfürsargedepartements. Entscheide des Gemeinde­
ader Pfarreirats sind durch Beschwerde an dieses Departement 
anfechtbar. 

Art. 34his. ZGB 96 Abs. 2 

1 Das J ustizdepartement ist, un ter Varbehalt der Beschwerde an 
den Staatsrat, für die Erklarung der Ehemündigkeit zustandig. 
2 Dem Gesuch um Ehemündigerklarung muss die schriftliche Zu­
stimmung der Eltern ader des Varmundes des Gesuchstellers bei­
gelegt werden. 
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lsraelitische 
Kuhusge­
meinde 

Einführung 
des Zivilge­
setzbuchs 



Zivilstands­
dienst 

Art. 341e,. ZGB 100 Abs. 2 

Das J ustizdepartement ist, un ter Vorbehalt der Beschwerde an den 
Staatsrat, zustandig für die Bewilligung der Eheschliessung zwi­
schen Adoptivverwandten, die nicht in gerader Linie verwandt 
sind. 

Art. 69. ZGB 268 

Das Justizdepartement ist, unter Vorbehalt der Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht, für die Aussprechung der Adoption zustan­
dig. 

Art. 263. ZGB 695, 740 

Der Oberamtmann entscheidet über Untergang oder Aufrechter­
haltung des offentlichen Fussweges, nachdem er die Stellungnahme 
des beteiligten Gemeinderats darüber eingeholt hat. Sein Entscheid 
ist mit Beschwerde an das Verwaltungsgericht anfechtbar. 

Art. 275 Abs. 2 

2 Die Busse wird vom Oberamtmann gemàss dem Strafverfahrens­
recht ausgesprochen. 

Art. 282, 2. Satz 

... Er [der Staatsrat] setzt die Bussen fest, die l '000 Franken nicht 
übersteigen dürfen und vom Oberamtmann gemass dem Strafver­
fahrensrecht ausgesprochen werden. 

Art. 283 Abs. 4 (neu) 
4 (neu) Die Entscheide der offentlich-rechtlichen Korperschaft kon­
nen bei der Rekurskommission für Bodenverbesserungen ange­
fochten werden. 

Art. 350h1• (neu). Der Verkauf landwirtschaftlicher Grundstücke 
OR 2J8bi, 

Die kantonale Behorde für Grundstückverkehr ist, unter Vorbehalt 
der Beschwerde an das Verwaltungsgericht, zustandig für die Bewil­
ligung der Verausserung landwirtschaftlicher Grundstücke vor 
Ablauf der Sperrfrist. 

Art. 23. Das Gesetz vom 27. Februar 1986 über den Zivilstandsdienst 
(SG F 211. 2.1) wi rd wie folgt geandert: 
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Art. 25. Beschwerden 
a) Entscheide des Kantonalen Amtes 

Abgesehen von den Entscheiden, die aufgrund einer Delegation 
erlassen werden (Art. 3 Abs. 2), kann gegen Entscheide des Kanto­
nalen Amtes beim Departement Beschwerde erhoben werden. 



Art. 26. b) Entscheide des Departementes 

1 Gegen Entscheide des Departementes kann beim Verwaltungsge­
richt Beschwerde geführt werden. 

2 Die Entscheide, die in den Artikeln 8 Absatz 2, 14 und 24 genannt 
werden, sind jedoch durch Beschwerde an den Staatsrat anfecht­
bar. 

Art. 26a (neu). c) Entscheide des Staatsrates 

Gegen Entscheide des Staatsrates über die Amtsenthebung eines 
Zivilstandsbeamten oder eines Stellvertreters sowie gegen erstin­
stanzliche Entscheide und Beschwerdeentscheide in Disziplinarsa­
chen ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulassig. 

Art. 27. Ver{ahren 

Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz über die Verwaltungs­
rechtspflege und gegebenenfalls nach der Bundesgesetzgebung. 

Art. 24. Das Ausführungsgesetz vom 24. September 1987 zum Bundes­
gesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland 
(SGF 214.12.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 3. Beschwerdeinstanz 

Kantonale Beschwerdeinstanz (Art. 15 Abs. 1 Bst. c BewG) ist das 
V erwa I tu ngsgerich t. 

Art. 21 

(aufgehoben) 

Art. 22 Abs. 2 

2 Der Eintritt der Rechtskraft des Beschwerdeentscheides wird von 
der Beschwerdeinstanz bestatigt. Sie teilt dies den Parteien, der 
Gemeinde und der Kommission mit. 

Überschrift des VI. Abschnitts 

(aufgehoben) 

Art. 23, Randtitel 

Erstinstan::liche Kosten 

Art. 24. Erganzendes Recht 

lm übrigen werden das Verfahren und die Kosten, unter Vorbehalt 
der Bundesgesetzgebung, durch das Gesetz über die Verwaltungs­
rech tspflege geregel t. 
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durch Personen 
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Erhaltung des 
bauerlichen 
Grundbesitzes 

Grundbuch 

Art. 25. Das Einführungsgesetz vom 25. November 1952 zum Bundes­
gesetz vom 12. Juni 1951 über die Erhaltung des bauerlichen Grundbesit­
zes (SG F 214. 2.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 2 Abs. 4, 2. Satz, und Abs. 4his (neu) 

4 ... (aufgehoben) 

4 hi•(neu) Gegen die Entscheide der Grundbuchverwalter kann 
innert dreissig Tagen bei dieser Behorde Einsprache erhoben wer­
den. Die Einspracheentscheide sind mit Beschwerde an das Ver­
waltungsgericht anfechtbar. 

Art. 16 Abs. 1 und 2 

1 Die Behorde für Grundstückverkehr ist zustandig: 

a) über den Einspruch zu entscheiden (Art. 20 BG); 
b) die Vermittlung landwirtschaftlicher Liegenschaften zu bewilli-

gen (Art. 22 BG). 

2 Die Befugnisse, die der Behorde für Grundstückverkehr durch 
andere Gesetzesbestimmungen übertragen werden, bleiben vorbe­
halten, insbesondere diejenigen im Zusammenhang mit der Ent­
schuldung landwirtschaftlicher Heimwesen und der landwirt­
schaftlichen Pacht. 

Art. 17 Abs. 2 und 3 

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Gesetz über die Verwal­
tungsrechtspflege, soweit der Staatsrat nicht besondere Vorschrif­
ten erlasst. 

3 (aufgehoben) 

Art. l 7h1• (neu). 4. Beschwerde 

Gegen die Entscheide der Behorde für Grundstückverkehr ist die 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulassig. 

Art. 26. Das Gesetz vom 28. Februar 1986 über das Grundbuch (SGF 
214.5.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 9 Abs. 1 

1 Der Ausstand der Mitglieder und des Sekretars der Aufsichtsbe­
horde bestimmt sich nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege. 

Art. 12 Abs. 5 (neu) 

' Gegen die erstinstanzlichen Entscheide und Beschwerdeent­
scheide des Staatsrates ist die Beschwerde an das Verwaltungsge­
richt zulassig. 



Art. 82. b) Beschwerden 

Einspracheentscheide des Grundbuchverwalters sind mit Be­
schwerde an das Verwaltungsgericht anfechtbar. 

Art. 27. Das Gesetz vom 2. Februar 1988 über die Katastervermessung Ka1as1erver-
(SGF 214.6.1) wird wie folgt geandert: messung 

Art. 4, Randtitel und Abs. 5 (neu) 

J. Rckurskommission für neue Par:::el/anwmessungen 
a) Zusammenset:::ung und Arbeitsweise 

'(neu) Die Kommission entscheidet ais letzte kantonale Instanz. 

Art. 4a (neu). b) Unabhangigkeit und Aufsicht 

1 Die Kommission ist in der Ausübung ihrer Befugnisse unabhan­
g1g. 

2 Sie steht untcr der Aufsicht des Verwaltungsgerichts. Sie unter­
breitet ihm alljahrlich einen Bericht über ihre Tatigkeit. 

Art. Sa (neu). c) Beschwerdc 

Die Entscheide des Staatsrates über das kan tonale Patent sind mit 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht anfechtbar. 

Art. 12a (neu). c) Streitigkeiten 

Streitigkeiten über Honoraransprüche der amtlichen Geometer fal­
len in die Zustandigkeit des Zivilrichters. 

Art. 17a (neu). e) Beschwerde 

1 Die von der Finanzdirektion ausgesprochenen Disziplinarstrafen 
sind mit Beschwerde an den Staatsrat anfechtbar. 

2 Die erstinstanzlichen Entscheide und Beschwerdeentscheide des 
Staatsrates in Disziplinarsachen kônnen beim Verwaltungsgericht 
angefochten werden. 

Art. 32 Abs. 5 

' Die Entscheide der Kommission werden der Gemeinde mitge­
teilC diese kann bei der Kommission Einsprache erheben. Die 
Kommission entscheidet unter Vorbehalt der Beschwerde an den 
Staatsrat. 

Art. 91 Abs. 2, 3 und 4 

2 Der Schuldncr kann innert dreissig Tagen seit der Erôffnung der 
Abrechnung bei der Finanzdirektion schriftlich Einsprache erhe­
ben; die Direktion entscheidet unter Vorbehalt der Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht. 
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Einführung 
des revidierten 
Obligationen­
rechts 

J (aufgehoben) 

~ (aufgehoben) 

Art. 28. Das Einführungsgesetz vom 2. Februar 1938 zum revidierten 
Obligationenrecht und zur eidgenôssischen Yerordnung vom 7. Juni 1937 
über das Handelsregister (SGF 220.3) wird wie folgt geandert: 

Art. 10 Abs. 2 

2 Für die Amtsenthebung der Registerführer und ihrer Stellvertre­
ter ist jedoch auch der Staatsrat zustandig; gegen seine Verfügung 
ist die Beschwerde an das Yerwaltungsgericht zulassig. 

Landwirtschaft- Art. 29. Das Ausführungsgesetz vom 24. Februar 1987 zum Bundesge-
liche Pacht setz über die landwirtschaftliche Pacht (SGF 222.4.3) wird wie folgt gean­

dert: 

Mâklergeschâft 
mit Grund­
stücken 

Notariat 

Art. 28. Beschwerde 

Gegen die Entscheide der Behôrde für Grundstückverkehr ist die 
Beschwerde an das Yerwaltungsgericht zulassig. 

Art. 30. Das Gesetz vom 25. Februar 1959 betreffend Regelung des 
Maklergeschaftes in Grundstücken und Geschaftsfonds (SGF 222.6.1) 
wird wie folgt geandert: 

Art. 4 Abs. 4 und 16 Abs. 2, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 16a (neu). Beschwerde 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 31. Das Gesetz vom 20. September 1967 über das Notariat (SGF 
261.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 29 Abs. 5, 3. Satz (neu) 

s ... Der Entscheid der Notariatskammer ist endgültig. 

Art. 39 Bst. a 

[Disziplinarbehôrden sind :] 

a) die Notariatskammer; sie ist zustandig für die Behandlung 
leichterer Falle von Yerstôssen gegen die Standeswürde und 
von unlauterem Geschaftsgebaren, ausser im Wiederholungs­
fall; 



Art. 43 Abs. 4 

~ Die Gebühr für die Yerfahrenskosten wird im Rahmen von 50-
3000 Franken festgesetzt. 

6. Kapitel (des 1. Teils) (neu). Beschwerde 

Art. 44a 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Disziplinarstrafen, die von der Notariatskammer oder vom Ju­
stizdepartement ausgesprochen wurden (Art. 39 Bst. a und b), sind 
mit Beschwerde an den Staatsrat anfechtbar. 

J Gegen die Entscheide des Staatsrates. die das Notariatspatent 
betreffen, und die erstinstanzlichen Entscheide und Beschwer­
deentscheide in Disziplinarsachen ist die Beschwerde an das Yer­
waltungsgericht zulassig. 

Art. 32. Das Gesctz vom 11. Mai 1891 betreffend Einführung des Bun­
desgcsctzes über Schuldbetrcibung und Konkurs (SGF 28.1) wird wie folgt 
geandcrt: 

Art. 17 Abs. 2 (neu) 

2 (ncu) Gegen die Entscheidc des Staatsrates ist die Beschwerde an 
das Ycrwaltungsgericht zulassig. 

Schuldbetrei­
bung und 
Konkurs 

Art. 33. Die Strafprozessordnung für den Kanton Freiburg vom 11. Strafprozess 

Mai 1 927 (SG F 32.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 63 Ziff. 8 

8. 1 Wcr zu den Kosten verurteilt ist und die Richtigkeit der Straf­
kostenliste oder ihrc Übereinstimmung mit dem Tarif bestrei­
tet, kann innert zwanzig Tagen seit Empfang der Liste bei der 
Behôrde, die den Entscheid getroffen hat, schriftlich Einsprache 
erheben. 

2 Gegen den Einspracheentscheid kann innert zwanzig Tagen 
seit seiner Erôffnung beim Moderationshof, der endgültig über 
die Streitigkeit cntscheidet, Beschwerde geführt werden. Diese 
Bestimmung gilt nicht für die Entscheide des Kantonsgerichts 
oder einer seiner Abteilungen. 

Art. 64 Ziff. 4 Abs. 2 und 3 

4. 2 Die Entscheide des Amtes für Strafvollzug und des Polizeide­
partements sind durch Beschwerde gemass dem Gesetz über die 
Yerwaltungsrechtspflege anfechtbar. 
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Anstalten von 
Bellechasse 

Schulgesetz 

1 (aufgehoben) 

Art. 34. Das Organisationsgesetz vom I O. Februar 1933 der Anstalten 
von Bellechasse (SGF 341.1.1) wird wie folgt geandert: 

Art. Sa (neu) 

1 Die Entscheide des Anstaltsdirektors, welche die Gefangenen 
(Stratlinge) und Verwahrten (Eingewiesenen) betreffen, sind mit 
Beschwerde an die Polizeidirektion anfechtbar. 

2 Diese Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung, ausser wenn 
der Direktor oder die Beschwerdeinstanz es anders bestimmt. 

Art. 20bls Abs. 3 

1 Der Entscheid des Direktors kann mit einer Beschwerde an den 
Polizeidirektor weitergezogen werden. 

Art. 35. Das Gesetz vom 23. Mai 1985 über den Kindergarten, die 
Primarschule und die Orientierungsschule (Schulgesetz) (SGF 411.0.1) 
wird wie folgt geandert: 
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Art. 113 Abs. 2-4 

(aufgehoben) 

Art. 117 Abs. l Einleitungssatz und Abs. 2 

1 Gegenstand einer Einsprache, die von den betroffenen Gemein­
den innert dreissig Tagen an das Erziehungsdepartement zu richten 
ist, konnen sein 

2 (aufgehoben) 

Art. l 18. En/scheide des Oberamtmannes oder des Departemen-
tes 

1 Die Entscheide des Oberamtmannes oder des Erziehungsdeparte­
ments konnen unter Vorbehalt der in Artikel 117 vorgesehenen 
vorgangigen Einsprache mit einer Beschwerde an das Verwaltungs­
gericht weitergezogen werden. 

2 Hingegen sind ausser den Fa.lien, die im Gesetz über die Verwal­
tungsrechtspflege vorgesehen sind, Entscheide über die Organisa­
tion und den Betrieb der Schulen und des Unterrichts mit Be­
schwerde an den Staatsrat anfechtbar. 

1 Die Gemeinden und die Gemeindeverbande sind beschwerdebe­
rechtigt. 



~ Die Haftstrafe oder die Busse, die vom Oberamtmann wegen 
Verletzung der Schulptlichten (Art. 32) ausgesprochen wurde, ist 
gemass dem Strafverfahrensrecht anfechtbar. 

Art. 119 Abs. 4 

~ Der Beschwerdeführer kann gegen den Entscheid, der die Auf­
sichtsbeschwerde ais unzulassig erklart oder abweist oder ihm Ver­
fahrenskosten auferlegt, innert zehn Tagen Beschwerde erheben. 

Art. 120. Gesuche, Aufsichtsbeschwerden und Beschwerden 
der Lehrer 

Die Gesuche, Aufsichtsbeschwerden und Beschwerden der Lehrer 
sind in der Gesetzgebung über das Dienstverhaltnis des Staatsper­
sonals geregelt. 

Art. 36. Das Gesetz vom 14. Februar 1951 über den Mittelschul- und 
Sekundarunterricht (SGF 412.0.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 19 

1 Die Erziehungsdirektion überwacht und leitet den Mittelschul­
und den Sekundarunterricht gemass den Bestimmungen der Ge­
setze und Reglemente. Sie entscheidet Streitigkeiten im Zusam­
menhang mit ihrer Anwendung. 

2 Gegen die Entscheide der Direktion kann beim Verwaltungsge­
richt Beschwerde erhoben werden. Hingegen sind ausser den Fal­
len, die im Gesetz über die Verwaltungsrechtsptlege vorgesehen 
sind, Entscheide über die Organisation und den Betrieb der Schulen 
und des Unterrichts mit Beschwerde an den Staatsrat anfecht­
bar. 

Art. 37. Das Gesetz vom 11. April 1991 über den Mittelschulunterricht 
(ABI 1991 Nr. 20) wird wie folgt geandert: 

Art. 77 Abs. 2-4 

(aufgehoben) 

Art. 78 Abs. 2 und 3 

2 Gegen den Einspracheentscheid kann innert zehn Tagen beim 
Departement Einsprache erhoben werden. 

J (aufgehoben) 

Art. 78a (neu). Entscheide des Departementes 

1 Gegen die Entscheide des Departementes kann beim Verwal­
tungsgericht Beschwerde erhoben werden. 
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Schulzahnpflege 
und -prophy­
laxe 

Berufsbildung 

2 Hingegen sind zusiitzlich zu den Fallen, die im Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege vorgesehen sind, Entscheide über die Or­
ganisation und den Betrieb der Schulen und des Unterrichts mit 
Beschwerde an den Staatsrat anfechtbar. 

Art. 80 Abs. 4 

~ Der Beschwerdeführer kann gegen den Entscheid, der die Auf­
sichtsbeschwerde ais unzulassig erklart oder abweist oder ihm Ver­
fahrenskosten auferlegt, innert zehn Tagen Beschwerde erheben. 

Art. 38. Das Gesetz vom 27. September 1990 über die Schulzahnpflege 
und -prophylaxe (AB! 1990 Nr. 43) wird wie folgt geandert: 

Art. 11, 2. Satz (neu) 

... Das Strafverfahrensrecht ist anwendbar. 

Art. 12 

1 Gegen die gestützt auf die Artikel 6 und 7 getroffenen Entscheide 
konnen die Eltern innert 30 Tagen beim Vertrauenszahnarzt 
schriftlich Einsprache erheben. 

2 Der Vertrauenszahnarzt entscheidet innert kurzer Frist über die 
Einsprache; die Beschwerde an das Gesundheitsdepartement bleibt 
vorbehalten. 

Art. 39. Das Einführungsgesetz vom 19. September 1985 zum Bundes-
gesetz über die Berufsbildung (SGF 420.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 33. Einkassierung und Einsprachen 

Der Staatsrat setzt die Modalitaten für die Einkassierung der Bei­
trage sowie das Einspracheverfahren fest. 

Art. 39. Verwaltungsrechtspflege (Art. 67-69 BBG) 

1 Die Entscheide der Lehraufsichtskommissionen, der Kantonalen 
Kommission, der Berufsschulen, der Lehrwerkstiitten und des 
Amtes kônnen mit Beschwerde an die Direktion weitergezogen 
werden. Sie sind jedoch in den im Ausführungsreglement vorgese­
henen Fallen mit einer vorgangigen Einsprache an das Amt 
anfechtbar. 

2 Die Entscheide der Direktion konnen mit Beschwerde gemass 
dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege angefochten wer­
den. 



Art. 40 

(aufgehoben) 

Art. 40. Das Gesctz vom 27. November 1970 zur Erganzung und Aban- Universitàt 

dcrung des Gesetzes vom 1. Dezember 1899 über die Organisation der 
Universitat (SGF 430.la) wird wie folgt geandert: 

Art. 13. Zustandigkeit 

1 Es wird eine Rekurskommission geschatTen. 

2 Die Rekurskommission beurteilt Beschwerdcn von Personen, die 
sich durch einen letztinstanzlichen Entscheid des Rektorats, eines 
Fakultats- oder Abteilungsrats, einer Universitatskommission oder 
eines Organs der Studentenschaft der Universitat Freiburg ais in 
ihren lnteressen betrotTen betrachten. 

J Gegen ihre Entscheide ist die Beschwerde an das Verwaltungsge­
richt zulassig. 

Art. 14h1• (neu). Unabhangigkeit und Aufsicht 

1 Die Rckurskommission ist in der Ausübung ihrer Befugnisse 
unabhangig. 

2 Sie steht unter der Aufsicht des Verwaltungsgerichts. Sie unter­
breitet ihm alljahrlich einen Bericht über ihre Tatigkeit. 

Art. 41. Das Gesetz vom 6. Mai 1966 betretTend die Studienbeihilfen 
(SGF 44.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 12a (neu) 

1 Die Entscheide der Kommission konnen innert dreissig Tagen 
mit einer schriftlichen und begründeten Einsprache bei der Korn­
mission angefochten werden. 

2 Der Einspracheentscheid ist mit Beschwerde gemass dem Gesetz 
über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 42. Das Gesetz vom 28. November 1990 über die Stipendien und 
Ausbildungsdarlehen (ABI 1991 Nr. 2) wird wie folgt geandert: 

Art. 24. Einsprache 

Die Entscheide der Korn mission konnen innert dreissig Tagen mit 
einer schriftlichen und begründeten Einsprache bei der Kommis­
sion angefochten werden. 

Art. 25. Beschwerde 

Die Einspracheentscheide sind mit Beschwerde gemass dem Gesetz 
über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 
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Konservato­
rium 

Militiirpflicht­
ersatz 

Zivilschutz 

Art. 43. Das Gesetz vom 17. Mai 1978 über das Konservatorium (SGF 
481.4.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 9a (neu). c) Beschwerde 

1 Gegen die Entscheide des Direktors kann beim Erziehungsdepar­
tement Beschwerde erhoben werden. 

2 Der Entscheid des Departementes ist mit Beschwerde gemass dem 
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 44. Das Ausführungsgesetz vom 21. September 1983 zur Bundes­
gesetzgebung über den Militarpflichtersatz (SGF 513.1) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 1 Bst. c 

(aufgehoben) 

Art. 4. Rechtsmittel 

1 Gegen Veranlagungsverfügungen sowie gegen Verfügungen über 
die Befreiung von der Abgabe oder über deren Ermassigung kann 
beim Büro für Militarpflichtersatz Einsprache erhoben werden. 
Das Büro entscheidet unter Vorbehalt der Beschwerde an das Ver­
waltungsgericht. 

2 Das Verfahren richtet sich nach der Gesetzgebung des Bundes 
und, soweit Bestimmungen fehlen, nach dem Gesetz über die Ver­
waltungsrechtspflege. 

3 Die übrigen Entscheide der Vollzugsbeh6rden sind mit Be­
schwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 45. Das Gesetz vom 6. November 1981 zur Ausführung des Bun-
desgesetzes über den Zivilschutz (SGF 52.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 3 Abs. 3 Bst. 1 und )bis (neu) 

P Es ist namentlich befugt:] 

1) (Art. 82 Abs. 2 ZSG) 

über Beschwerden gegen Entscheide eines Gemeinderates (oder 
des Vorstandes eines Gemeindeverbandes) nach Artikel 5 
Buchstabe d dieses Gesetzes endgültig zu entscheiden; 

lbi•)(neu) (Art. 57 Abs. 5, 64 Abs. 3 und 65 Abs. 3 ZSV) 

über Einsprachen gegen Entscheide von Behorden der Gemein­
den (oder Gemeindeverbande) über die Einteilung, den Aus­
schluss oder die Wiedereingliederung in den Zivilschutz unter 



Vorbehalt der Befugnisse der arztlichen Kommissionen endgül­
tig zu entscheiden; 

Art. 5 Bst. f 

[Der Gemeinderat ist befugt:) 

f) (Art. 57 Abs. 3, 64 Abs. 3 und 65 Abs. 3 ZSV) 

auf den durch Einsprache angefochtenen Entscheid der Zivil­
schutzstelle der Gemeinde über die Einteilung, den Ausschluss 
oder die Wiedereingliederung in den Zivilschutz zurückzukom­
men; gegebenenfalls leitet er die Einsprache an das kan tonale 
Amt weiter; 

VI. Zwischentitel (des 1. Abschnitts) 

VI. Verwaltungsgericht 

Art. 9 

Das Verwaltungsgericht behandelt die Schadenersatzansprüche 
und übt aile durch Artikel 79 ZSG der kantonalen Beh6rde über­
tragenen Befugnisse aus. 

Art. 33 Abs. 2 Bst. b und c 

[2 Folgende Bestimmungen bleiben vorbehalten:] 

b) über die Entscheide der Zivilschutzstelle der Gemeinde nach 
Artikel 6 Buchstabe a dieses Gesetzes (Art. 57 und 58 ZSV; 
Art. 5 Bst. f und 3 Abs. 3 Bst. )bis dieses Gesetzes); 

c) über die Entscheide des Gemeinderates nach Artikel 5 Buch­
stabe g dieses Gesetzes (Art. 62 Abs. 2, 64 Abs. 3 und 65 Abs. 3 
ZSV; Art. 3 Abs. 3 Bst. )bis dieses Gesetzes). 

Art. 34 

Die Entscheide des kantonalen Amtes, die nicht durch die Gesetz­
gebung des Bundes oder des Kantons ais endgültig erklart werden, 

/sowie die Entscheide der Direktion sind mit Beschwerde gemass 
dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 35. (Art. 6 BMV) 

Entscheide, die Ersatzbeitrage oder Einkaufssummen festsetzen, 
sind mit Beschwerde an das Verwaltungsgericht anfechtbar. 
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Kantonspolizei Art. 46. Das Gesetz vom 15. November 1990 über die Kantonspolizei 
(ABI 1990 Nr. 51) wird wie folgt geandert: 

Art. 26 Abs. 3 

' Gegen den Entscheid des Kommandanten kann innert dreissig 
Tagen beim Polizeidirektor Beschwerde erhoben werden. 

Art. 38, Randtitel und Abs. 2 

A l(fsichtsbeschwerde 
2 Der Polizeidirektor entscheidet über die Begründetheit der Auf­
sichtsbeschwerde. 

Art. 38 Abs. 3 

'Sein Entscheid kann mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
angefochten werden. 

Kantonssteuern Art. 47. Das Gesetz vom 7. Juli 1972 über die Kantonssteuern (SGF 
631.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 2S1er Abs. 1, 2. Satz 

1 ... Die Artikel 107-110 sind sinngemass anwendbar. 

Art. 103 Abs. 2 und 104 

(aufgehoben) 

Art. 105, 1. Satz 

Die Mitglieder des Verwaltungsgerichts (Steuergerichtshof) und 
der kantonalen Steuerbehôrden sowie die Beamten und Angestell­
ten der Steuerverwaltungen des Kantons und der Gemeinden sind 
gegenüber Drittpersonen über Tatsachen, die ihnen in Ausübung 
ihres Amtes zur Kenntnis gelangen, zur Verschwiegenheit ver­
pflichtet. 

Art. 112. 2. Wiederherstellung der Fristen 
1 Fristen werden wiederhergestellt, wenn der Steuerpflichtige wegen 
Krankheit, Todesfall, Militardienst, Landesabwesenheit oder aus 
anderen ernsthaften Gründen abgehalten wurde, innert der Frist zu 
handeln. 

2 Die vei-saumte Handlung ist innert dreissig Tagen seit Wegfall des 
Hinderungsgrundes vonunehmen. 



III. Kapitel. Einsprache 

Art. 130. /. Grundsa/:: 

1 Der Stcucrpflichtige kann innert dreissig Tagen ab Eroffnung der 
Veranlagung bei der Gemeindebehorde Einsprache erheben; diese 
überweist die Einsprache mit ihrem Antrag innert Monatsfrist der 
kantonalen Steuervcrwaltung. 

2 Eine Einsprache kann innert dreissig Tagen auch erhoben werden 
gegcn Verfügungen über den Steuerbezug (Art. 145-158), über 
Nachsteuern (Art. 159) und über Steuerübertretungen (Art. 160-
168). 

Art. 130a. //. Einsprachebehürden 

1 Einsprachebehorden sind bei Veranlagungen: 

a) die kantonale Steucrvcrwaltung, die Einsprachen im Zusam­
menhang mit der Liegenschaftsgewinn- und der Mehrwert­
steuer sowie der Quellensteuer beurteilt: 

b) die Veranlagungskommission für Gesellschaften und juristi­
sche Personen, die Einsprachen im Zusammenhang mit der 
Besteuerung von Gesellschaften und juristischen Personen be­
urteilt: 

c) die Einsprachekommissionen für die natürlichen Personen, die 
Einsprachen im Zusammenhang mit der Einkommens- und der 
Vermogenssteuer natürlicher Personen beurteilen. 

2 ln den übrigen Fallen (Art. 130 Abs. 2) ist die Behorde, welche die 
angefochtene Verfügung getroffen hat, Einsprachebehorde. 

Art. 130b. / li. Einsprachekommissionen .fur die natürlichen Per­
sonen 
/. Organisation 

1 Die Einsprachekommissionen für die natürlichen Personen wer­
den pro Wahlkreis gebildet. Sie bestehen aus sieben Mitgliedern 
und vier Ersatzmitgliedern, die vom Staatsrat auf vier Jahre 
ernannt wcrden. 

2 Drei Mitglieder und ein Ersatzmitglied werden unter den Beam­
ten der kantonalen Steuerverwaltung ausgewahlt. Der Grundbuch­
verwalter gehort der Einsprachekommission mit beratender 
Stimme an. Die selbstandig- und die unselbstandigerwerbenden 
Steuerptlichtigen müssen in den Kommissionen angemessen ver­
treten sein. 
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3 Die Einsprachekommissionen werden vom Vorsteher der kanto­
nalen Steuerverwaltung oder dessen Stellvertreter einberufen und 
priisidiert; sie sind beschlussfahig, wenn die Mehrheit ihrer stimm­
berechtigten Mitglieder anwesend ist. 

Art. 130c. 2. Prasidialentscheid 

Der Priisident einer Einsprachekommission ist zustiindig für die 
Beurteilung: 

a) der offensichtlich unzuliissigen oder durch Rückzug oder aus 
anderen Gründen gegenstandslos gewordenen Einsprachen; 

b) der Einsprachen, deren Streitwert, berechnet aufgrund der jiihr­
lichen Kantonssteuer, Fr. 600.- nicht überschreitet, oder deren 
angefochtene Busse hë>chstens Fr. 400.- betriigt. 

Art. 130d. IV. Form und lnhalt 

1 Die Einsprache muss schriftlich erhoben und kurz begründet wer­
den und die Antriige des Einsprechers enthalten. Dieser nennt 
ebenfalls seine Beweismittel und legt die sachdienlichen Beweisur­
kunden, die er besitzt, bei. 

2 Die kantonale Steuerverwaltung kann eine zusiitzliche Frist zur 
Ergiinzung der Begründung gewiihren. 

3 Auf Einsprachen, die weder Antriige noch eine Begründung ent­
halten, wird nicht eingetreten. 

Art. 131. V. Aufschiebende Wirkung 

Die Einsprache schiebt die Fiilligkeit der Steuerforderung auf, 
hemmt aber den Lauf des in Artikel 148 Absatz 2 vorgesehenen 
Verzugszinses nicht. 

Art. 132. VI. Instruktion 

Die Einsprachebehë>rde oder die kan tonale Steuerverwaltung trifft 
die zur Abkliirung des Sachverhalts notwendigen Instruktions­
massnahmen, ohne dabei an die Antriige des Einsprechers gebun­
den zu sein. Sie verfügen dafür über die gleichen Befugnisse wie die 
Veranlagungsbehë>rde (Art. 103 und 107-110). 

Art. 133. VII. Entscheid 

1 Nach Abschluss der Instruktion überprüft die Einsprachebehë>rde 
die ganze Veranlagung und kann diese auch zum Nachteil des 
Einsprechers abiindern. An einen allfalligen Rückzug der Einspra­
che ist sie nicht gebunden. 



2 Der Entscheid wird kurz begründet und enthalt eine Rechtsmit­
telbelehrung. Er wird dem Steuerpflichtigen und der Gemeindebe­
hôrde mitgeteilt. 

IV. Kapitel Beschwerde 

Art. 134. I. Grundsatz 

1 Gegen Einspracheentscheide kann beim Verwaltungsgericht Be­
schwerde geführt werden. 

2 Entscheide über eine Stundung, eine Ratenzahlung oder einen 
Erlass sind jedoch nicht mit Beschwerde anfechtbar. 

Art. 135. II. Verfahren 

Das Beschwerdeverfahren richtet sich unter Vorbehalt der nachfol­
genden Bestimmungen nach dem Gesetz über die Verwaltungs­
rechtspflege. 

Art. 136. Ill. Gemeindebeschwerde 

1 Der Gemeinderat ist zur Beschwerde gegen einen Einspracheent­
scheid über eine Veranlagung oder, wenn der Steuerpflichtige nicht 
Einsprache erhoben hat, gegen eine Veranlagung berechtigt. 

2 lm Fall einer Beschwerde gegen eine Veranlagung beginnt die 
Frist zu laufen, sobald die Einsprachefrist für den Steuerpflichtigen 
abgelaufen ist. 

1 Dem Steuerpflichtigen wird ein Doppel der Beschwerdeschrift 
zugestellt und ihm eine Frist zur Einreichung seiner Bemerkungen 
dazu gesetzt. 

Art. 137. IV. Aufschiebende Wirkung 

Die Beschwerde des Steuerpflichtigen schiebt die Falligkeit der 
Steuerforderung auf, hemmt aber den Lauf des in Artikel 148 
Absatz 2 vorgesehenen Verzugszinses nicht. 

Art. 138. V. Instruktion 

1 Der Prasident der Beschwerdeinstanz instruiert die Beschwerde­
sache. Er kann seine Befugnisse durch General- oder Spezialvoll­
macht an ein anderes Mitglied der Beschwerdeinstanz oder an 
einen berichterstattenden Gerichtsschreiber delegieren. 

2 Die I nstruktionsbehôrde verfügt über die gleichen Befugnisse wie 
die Veranlagungsbehôrde (Art. 107-110). 
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1 Beabsichtigt die Behôrde, den Entscheid zuungunsten des Be­
schwerdeführers zu andern, so teilt sie dies dem Beschwerdeführer 
und der Behôrde, deren Entscheid angefochten wird, mit und setzt 
ihnen eine Frist, wahrend der sie ihre Bemerkungen einreichen und 
allenfalls neue Beweismittel vorlegen konnen. 

Art. 139. VI. Rück::ug der Beschwerde 

Die Behorde ist an einen allfalligen Rückzug der Beschwerde nicht 
gebunden. 

Art. 140. VII. Prasidialentscheid 

Zusatzlich zu den Fallen, die in den allgemeinen Verfahrensvor­
schriften vorgesehen sind, ist der Prasident der Beschwerdeinstanz 
zustandig, über Beschwerden zu entscheiden, deren Streitwert, 
berechnet aufgrund der jahrlichen Kantonssteuer, Fr. 600.- nicht 
überschreitet oder bei denen die angefochtene Busse hôchstens Fr. 
400.- betragt. 

Art. 141 und 142 

(aufgchoben) 

V. Kapitel. Revis ion 

Art. 143 

1 Vcranlagungen sowie Entscheide über Einsprachen, Beschwer­
den, Nachsteuern oder Steuerhinterziehungen konnen, wcnn sie 
rechtskraftig sind, aus den Gründen und nach dem Verfahren, die 
im Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vorgesehen sind, 
durch Revision abgeandert werden. 

2 Der Revisionsentscheid ist in gleichem Mass für die Gemeinde-, 
Kirchen- und Schulsteuern verbindlich. 

Art. 144 

(aufgchoben) 

Art. 146 Abs. 2 

2 Die provisorische Veranlagung kann nur wegen Verletzung der 
Voraussetzungen von Absatz I angefochten werden. 

Art. 147 Abs. 2 

2 Steuerforderungen und Rückforderungen von Steuern infolge von 
Veranlagungen oder von Beschwerde- oder Revisionsentscheiden 
werden mit der Mitteilung der betreffenden Steuerrechnung fal­
lig. 



Art. 147 Abs. 4 
4 Wird gegen die Steueranzahlungsrechnung Einsprache oder Be­
schwerde erhoben, so kann die Veranlagung, die dieser Rechnung 
zugrunde liegt, nicht angefochten werden. 

Art. 150 Abs. 2 
2 Rechtskraftige Veranlagungen und Entscheide der Steuerbehôr­
den sind vollstreckbaren gerichtlichen Urteilen im Sinne von Arti­
kel 80 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs 
gleichgestellt. 

Art. 152 Abs. 3 und 4 

J Die Sicherstellungsverfügung wird dem Steuerpflichtigen durch 
eingeschriebenen Brief erofTnet. 

4 Eine allfallige Einsprache oder Beschwerde gegen diese Verfügung 
hat keine aufschiebende Wirkung. 

Art. 155 Abs. 2, 2. Satz 
2 ... Diese [die Finanzdirektion] entscheidet darüber nach Anhôren 
der Gemeindebehôrde. 

Art. 158 Abs. 1 
1 Für die Beurteilung von Rückforderungsgesuchen ist die kanto­
nale Steuerverwaltung zustandig. 

Art. 160 Abs. 3, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 161 Abs. 1 Bst. a 

DC'r Ausdruck ((Rekurs-» wird durch ((Beschwerde-» ersetzt. 

Art. 167 Abs. 3 

J Sie [die kantonale Steuerverwaltung] ordnet die notwendigen 
Untersuchungsmassnahmen an und verfügt sinngemass über die in 
den Artikeln 107-1 JO vorgesehenen Befugnisse. 

Art. 168 Abs. 2 

(aufgehoben) 
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Gemeinde­
und Pfarrei­
steuern 

Art. 48. Das Gesetz vom 1 O. Mai 1963 über die Gemeinde- und Pfar-
reisteuern (SGF 632.1) wird wie folgt geiindert: 
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Art. I Abs. 4 

~ Die allgemeinen Regeln des Gesetzes über die Kantonssteuern 
(Art. 3-129, 145-159, 163 Abs. 3, 164 Abs. 1, 165 Abs. 1, 1. Satz, 
und 168 Abs. 1) sind sinngemass anwendbar. 

Art. 30 Abs. 4 

~ Die in Anwendung von Absatz 3 gefassten Beschlüsse kônnen von 
jeder betroffenen Pfarrei mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht 
angefochten werden. 

Art. 42. Rechtsmittel 

1 Der Steuerpflichtige kann innert dreissig Tagen seit Erôffnung der 
Einschiitzung oder der Steuerrechnung bei der Gemeindebehôrde 
Einsprache erheben. 

2 Der Einspracheentscheid ist durch Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht anfechtbar. 

3 Das Verfahren bestimmt sich durch die sinngemiisse Anwendung 
der Rechtsmittelbestimmungen des Gesetzes über die Kantons­
steuern und im übrigen nach dem Gesetz über die Verwaltungs­
rechtspflege. 

~ Entscheide über Einregistrierungsgebühren sind nach dem Gesetz 
betreffend die Einregistrierungsgebühren anfechtbar. 

Art. 43. Streitigkeiten über die Ausübung der Steuerhoheit 

Streitigkeiten über die Ausübung der Steuerhoheit unter Gemein­
den, Pfarreien und Schulkreisen werden vom Verwaltungsgericht 
entschieden. 

Art. 45 Abs. 2 

(aufgehoben) 

Art. 46. Vollstreckbarkeit 

Rechtskraftige Entscheide der Gemeinde- und Pfarreirate, der 
Kommissionen der Schulkreise und der Einsprache- und Beschwer­
debehôrden sind vollstreckbaren Urteilen im Sinne von Artikel 80 
des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs gleichge­
stellt. 



Art. 49. Das Gesetz vom 4. Mai 1934 betreffend die Einregistrierungs- Einregistrie• 
gebühren (SGF 635.2.1) wird wie folgt geandert: rungsgebühren 

Art. 16 Abs. 4 und 5 

4 Das Schatzungsprotokoll wird dem Gebührenpflichtigen zuge­
stellt. Dieser kann innert dreissig Tagen beim Verwaltungsgericht 
Beschwerde erheben. 

'Das Verwaltungsgericht entscheidet über die Beschwerde und 
ordnet nôtigenfalls eine zweite, endgültige Schatzung durch Sach­
verstandige an. 

Art. 26bis Abs. 4 (neu) 

4 (neu) Gegen Entscheide über eine Stundung oder eine Abschlags­
zahlung kann bei der Finanzdirektion Beschwerde erhoben werden. 
Die Finanzdirektion entscheidet endgültig. 

Art. 42 

Die in diesem Gesetz vorgesehenen Bussen werden von der Finanz­
direktion unter Vorbehalt der Beschwerde an das Verwaltungsge­
richt ausgefallt. 

Überschrift des X. Abschnitts 

Gebührenrechnungen, Rechtsmittel und Bezug 

Art. 72 

Der Gebührenpflichtige kann innert dreissig Tagen seit Erôffnung 
der Gebührenrechnung bei der Finanzdirektion Einsprache erhe­
ben. 

Art. 73 

Die Einspracheentscheide sind mit Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht anfechtbar. 

Art. 73a (neu) 

Das Einsprache-, das Beschwerde-, und das Revisionsverfahren 
bestimmen sich durch die sinngemasse Anwendung der Rechtsmit­
telbestimmungen des Gesetzes über die Kantonssteuern, mit Aus­
nahme derjenigen über die Gemeindebeschwerde, und im übrigen 
nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege. 

Art. 74 Abs. 2 

2 Die Einsprache und die Beschwerde schieben die Falligkeit der 
Forderung auf, hem men aber den Lauf des in Artikel 36 vorgese­
henen Verzugszinses nicht. 
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Besteuerung 
der lmmobilien 
von Gesell­
schaften und 
Stiftungen 

Besteuerung 
der Fahrzeuge 

Besteuerung 
der Schifîe 

Art. 50. Das Gesetz vom 23. Mai 1957 betreffend besondere Besteue­
rung der Immobilien von Gesellschaften, Vereinen und Stiftungen (SGF 
635.3.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 7 

(aufgehoben) 

Art. 9. IV. Verfahren 

Die Bestimmungen des Gesetzes über die Kantonssteuern betref­
fend die Veranlagung der Gesellschaften und juristischen Perso­
nen, die Rechtsmittel und den Steuerbezug gelten sinngemass für 
die aufgrund dieses Gesetzes erhobenen Steuern. 

Art. 10 

(aufgehoben) 

Art. 51. Das Gesetz vom 14. Dezember 1967 über die Besteuerung der 
Motorfahrzeuge und Anhanger (635.4.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 14a (neu). Rechtsmittel 

1 Gegen Verfügungen, welche die Steuer festsetzen, kann innert 
dreissig Tagen bei der Behôrde, welche die angefochtene Verfügung 
getroffen hat, Einsprache erhoben werden. 

2 Die Einspracheentscheide sind mit Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht anfechtbar. 

Art. 15. Strafbestimmung 

Wer den Bestimmungen der Artikel 13 und 14 dieses Gesetzes 
zuwiderhandelt, wird mit einer Busse von 10-1000 Franken be­
straft; sie wird vom Oberamtmann gemass dem Strafverfahrens­
recht ausgefallt. 

Art. 52. Das Gesetz vom 25. September 1974 betreffend die Besteue-
rung der Schiffe (SGF 635.4.2) wird wie folgt geandert: 
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Art. 9a (neu). Rechtsmittel 

1 Gegen Verfügungen, welche die Steuer festsetzen, kann innert 
dreissig Tagen bei der Behôrde, welche die angefochtene Verfügung 
getroffen hat, Einsprache erhoben werden. 

2 Die Einspracheentscheide sind mit Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht anfechtbar. 



Art. 53. Das Gesetz vom 11. November 1982 betreffend die Hunde- Hundesteuer 

steuer (SGF 635.5.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 2a (neu). Rechtsmittel 

1 Gegen Verfügungen, welche die Steuer festsetzen, kann innert 
dreissig Tagen bei der Behorde, welche die angefochtene Verfügung 
getroffen hat, Einsprache erhoben werden. 

2 Die Einspracheentscheide sind mit Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht anfechtbar. 

Art. 54. Das Raumplanungs- und Baugesetz vom 9. Mai 1983 (SGF 
710.1) wi rd wie folgt geandert: 

Art. 6 Abs. 4 

~ Sie [die Kommission für Natur- und Landschaftsschutz] ist 
berechtigt, gegen die Entscheide der Oberamtmanner Beschwerde 
zu erheben. 

Art. 7 Abs. 5 

'Sie [die Kommission für Denkmalpflege] ist berechtigt, gegen die 
Entscheide der Oberamtmanner Beschwerde zu erheben. 

Art. 26. Genehmigungsver_{ahren 

1 Die Direktion hort die betroffenen Oberamtmanner und Gemein­
derate an, legt die Plane offentlich auf, unterbreitet sie den inter­
essierten Organen zur Begutachtung, entscheidet nach Durchfüh­
rung einer Einigungsverhandlung über die Einsprachen, nimmt die 
Plane an und überweist sie dem Staatsrat zur Genehmigung. 

2 Der Entscheid der Direktion über die Einsprachen ist mit Be­
schwerde an das Verwaltungsgericht anfechtbar. 

1 lm übrigen sind die Artikel 79-82 sinngemass anwendbar. 

Art. 34 Abs. 2, 3. Satz (neu) 

2 ... lm übrigen ist Artikel 26 anwendbar. 

Art. 36 Abs. 3, 2. Satz (neu) 

1 ... Artikel 26 ist anwendbar. 

Art. 59 Abs. 2 

2 Der Entscheid der Direktion ist beim Verwaltungsgericht mit 
Beschwerde anfechtbar. Auch die Gemeinde ist beschwerdeberech­
tigt. 
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Art. 75 Abs. 1 

1 Der Gemeinderat nimmt die Gemeinderichtplane an und leitet 
sie zur Genehmignung durch den Staatsrat an die Direktion wei­
ter. 

Art. 80 Abs. 4-7 

4 Nach Abschluss der ôffentlichen Auflage werden die Einsprecher 
zu einer Einigungsverhandlung vor den Gemeinderat oder vor eine 
Abordnung desselben vorgeladen. Das Verhandlungsergebnis wird 
in einem Protokoll festgehalten, das jedem Einsprecher zugestellt 
wird. Die Einsprecher kônnen innert zehn Tagen zu seinem Inhalt 
Stellung nehmen. 

' Der Gemeinderat fallt über die unerledigten Einsprachen einen 
begründeten Entscheid. 

6 (aufgehoben) 

7 (aufgehoben) 

Art. 80a (neu). Beschwerde 

1 Die Entscheide des Gemeinderates über die Einsprachen kônnen 
mit Beschwerde an den Oberamtmann weitergezogen werden. 

2 Der Oberamtmann entscheidet über die Beschwerden, wobei er 
allfallige Entschadigungsansprüche der Eigentümer, deren Liegen­
schaften durch die Plane oder deren Vorschriften betroffen sind, 
dem Enteignungsrichter vorbehalt. 

J Die Entscheide des Oberamtmanns sind mit Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht anfechtbar. 

Art. 81. Annahme und Genehmigung 

1 Innert einer Frist von hôchstens sechs Monaten seit Abschluss der 
ôffentlichen Auflage nimmt der Gemeinderat die Plane und ihre 
Vorschriften an und überweist der Direktion samtliche Akten. 

2 Die Amtsstellen und Organe, die durch das Ausführungsregle­
ment bezeichnet werden, geben ihr endgültiges Gutachten zuhan­
den des Staatsrates ab. 

J Der Staatsrat prüft und genehmigt die Plane und Reglemente 
bezüglich ihrer Gesetz- und Zweckmassigkeit sowie ihrer Überein­
stimmung mit den kantonalen und regionalen Planen. 

4 Die Plane und Reglemente treten mit ihrer Genehmigung durch 
den Staatsrat in Kraft; vorbehalten bleibt die aufschiebende Wir­
kung allfalliger Beschwerden, die auf die Einsprachen zurückgehen. 



Der Gemeinderat sorgt für die Veroffentlichung in der durch das 
Ausführungsreglement vorgesehenen Form. 

Art. 82. Anderung der Pltïne und Reglemente 

1 Für Àndcrungen von Planen oder Reglementen, die im Verlauf 
des Genehmigungsverfahrens erfolgen, muss ein neues Autlage­
und Einspracheverfahren durchgeführt werden. Dasselbe gilt für 
Ànderungen, die sich aus der Genehmigung durch den Staatsrat 
ergeben. ln diesen Fallen kann nur gegen die Ànderungen Einspra­
che erhoben werden. 

'Jede Ànderung oder Erweiterung eines genehmigten Planes oder 
Reglementes muss durch eine bedeutende Veranderung der Gege­
benheiten begründet sein. 

J Das Yerfahren nach den Artikeln 78 und folgende gilt auch für die 
Aufhebung eines genehmigten Planes oder Reglementes. 

Art. 103 Abs. 3 

J Der Entscheid über die Einsprachen ist mit Beschwerde an das 
Yerwaltungsgericht anfcchtbar. 

Art. 104 Abs. 4 

(aufgchoben) 

Art. li 1. Beschwerde 

1 Gcgcn die Beschlüsse der Gründungsversammlung sowie gegen 
die Festlegung des provisorischen Perimeters kann innert dreissig 
Tagen nach der Versammlung beim Yerwaltungsgericht Be­
schwerde erhoben werden. 

' Dieselbe Regel gilt für die Beschlüsse der Generalversamm­
lung. 

Art. 113 Abs. l, 2. Satz 

1 ... Gcgen seinen Entscheid [denjenigen des Gemeinderates], der 
begründet werden muss, kann beim Staatsrat Beschwerde erhoben 
werden. 

Art. 115 Abs. 2 

(aufgehoben) 

Art.117 Abs. 4 und 5 

~ Sie [die Schatzungskommission] prüft die Einsprachen, die sich 
aus den offentlichen Autlagen nach Artikel 127 ergeben haben. 
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5 Verwirklicht die Genossenschaft die Erschliessungen, so kônnen 
die Statuten die Kommission mit der Verteilung dieser Kosten auf 
die Beteiligten betrauen. 

Art. 121 und 126 Abs. 3, 2. Satz, und Abs. 4 

(aufgehoben) 

Art. 128. Beschwerde 

1 Bei der Rekurskommission für Bodenverbesserungen, die ais 
letzte kantonale Instanz entscheidet, kann Beschwerde geführt wer­
den gegen: 

a) Entscheide des Genossenschaftsvorstands und, im Fall der 
angeordneten Umlegung (Art. 120), gegen solche des Gemein­
derats; 

b) Entscheide der Schatzungskommission. 

2 Das Einspracheverfahren nach Artikel 127 Absatze 3 und 4 bleibt 
vorbehalten. 

Art. 133 Abs. 2, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 136 Abs. 3 

1 Der Entscheid der Kommission kann bei der Rekurskommission 
für Bodenverbesserungen mit Beschwerde angefochten werden. 

Art. 175 Abs. 2 und 3 

(aufgehoben) 

Art. 176. Beschwerde 

1 Gegen die Entscheide des Oberamtmannes über Baugesuche und 
Einsprachen kann beim Verwaltungsgericht Beschwerde erhoben 
werden. 

2 Zur Beschwerde berechtigt sind der Gesuchsteller, die Einspre­
cher, die Gemeinde sowie die nach Gesetz beschwerdeberechtigten 
Kommissionen. 

Art. 196 Abs. 2 und 197 Abs. 2, 2. Satz, und Abs. 3 

(aufgehoben) 



Art. 55. Das Ausführungsgcsetz vom 17. Septcmber 1986 zur Bundes- Tierschutz 

gesetzgebung über den Tierschutz (SG F 725.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 20 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 56. Das Gesetz vom 12. November 1964 betrcffend die Feuerpo- Feuerpolizei 

lizei und den Schutz gegen Elementarschaden (SGF 731.0.1) wird wie folgt 
gcandcrt: 

Art. 4 Bst. c 

c) die Beurteilung von Beschwerden gcgen Entscheide über die 
Organisation des Brandbekampfungsdienstes (Art. 34-40 des 
Gesetzes). wobei cr [der Staatsrat) ais letzte kantonale Instanz 
entscheidet; 

Art. 5 Bst. f 

(aufgehoben) 

Art. 21 Abs. l, 2. Satz (neu) 

1 ..• Gcgen den Entscheid des Staatsrates ist die Beschwerde an das 
Yerwaltungsgericht zulassig. 

Art. 24 Abs. 2 

2 Der Betroffene kann innert zehn Tagen beim Oberamtmann 
Beschwerde erheben. Die Beschwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung, sofern die Behôrde es nicht anders bestimmt. 

Art. 30 Abs. 4 (neu) 

~ (neu) Gegen den Entscheid der Anstalt und denjenigen des Staats­
ratcs ist die Beschwerdc an das Yerwaltungsgericht zulassig. 

Art. 32 Abs. 2 (neu) 

2 (neu) Gegcn Rechnungen für die Kaminreinigung kann beim 
Oberamtmann Beschwerde erhoben werden. 

Kapitel 5his (neu). Rechtsmittel 

Art. 49a 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Die Artikel 4 Buchstabe c, 2 I Absatz 1, 24 Absatz 2, 30 Absatz 4 
und 32 Absatz 2 bleiben vorbehalten. 
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Gebiiudever­
sicherung 

Art. 57. Das Gesetz vom 6. Mai 1965 über die Versicherung der 
Gebaude gegen Brand und andere Schaden (SGF 732.1.1) wird wie folgt 
geandert: 
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Art. 19 Bst. e 

(aufgehoben) 

Art. 20 Bst. d und g 

[Der Staatsrat:] 

d) ernennt die Mitglieder der Bezirksschatzungskommissionen 
und regelt deren Organisation und das Verfahren; 

g) (aufgehoben) 

Art. 26 

(aufgehoben) 

Art. 36 Abs. 4 

4 Die Kommission erôffnet das Schatzungsprotokoll unverzüglich 
der Anstalt. 

Art. 37 Abs. 3, 37his, 38, 40 und 50 

(aufgehoben) 

Art. 63 Abs. 3 (neu) 

J (neu) Die Korn mission eroffnet das Schatzungsprotokoll unver­
züglich der Anstalt. 

Art. 64 und 75 Abs. 3 

(aufgehoben) 

Kapitel Xhis (neu). Rechtsmittel 

Art. 87a. Einsprache 
a) Grundsat::: 

1 Gegen Entscheide der Schatzungskommissionen und der Anstalt 
kann innert dreissig Tagen seit U nterzeichnung des Protokolls oder 
Erôffnung des Entscheides bei der Anstalt Einsprache erhoben wer­
den. 

2 Die Anstalt ist an einen allfalligen Rückzug der Einsprache nicht 
gebunden. 



Art. 87b. b) Form und lnhalt 

1 Die Einsprache muss schriftlich erhoben und kurz begründet wer­
den und die Begehren des Einsprechers enthalten. Dieser nennt 
cbenfalls seine Beweismittel und legt die sachdienlichen Beweisur­
kunden, die er bcsitzt, bci. 

2 Die Anstalt kann einc Nachfrist zur Erganzung der Begründung 
gewahren. 

J AufEinsprachen, die weder Begehren noch eine Begründung ent­
halten, wird nicht cingetreten. 

Art. 87c. Beschwerde der Einzelperson 

Gcgen Einspracheentscheidc der Anstalt kann innert dreissig Ta­
gen seit Erôffnung des Entscheides beim Verwaltungsgericht Be­
schwerdc geführt werden. 

Art. 87d. Beschwerde der Anstalt 
a) Grundsat: 

1 Die Anstalt ist berechtigt, beim Verwaltungsgericht Beschwerde 
zu führen gegen Entscheide der Schatzungskommissionen, gegen 
welche die Einzelperson nicht Einsprache erhoben hat. 

2 Die Beschwerdefrist betragt dreissig Tage und beginnt mit Ablauf 
der Einsprachefrist zu laufen. 

J Mit der Beschwerde kann auch die Unangemessenheit gerügt wer­
den. 

Art. 87e. h) Anschlussbeschwerde 

1 Innert dreissig Tagen seit Zustellung der Beschwerdeschrift der 
Anstalt kann die Einzelperson sich der Beschwerde anschliessen, 
um die Abanderung des Entscheides zum Nachteil des Hauptbe­
schwerdeführers zu beantragen. 

2 Die Anschlussbeschwerde erfolgt in der gleichen Form wie die 
Hauptbeschwerde. Ein Exemplar wird unverzüglich dem Hauptbe­
schwerdeführer zur Einreichung seiner Bemerkungen zugestellt. 

J Die Anschlussbeschwerde wird hinfallig, wenn die Hauptbe­
schwerde zurückgezogen oder nicht darauf eingetreten wird. 

Art. 87f. Eintritt eines Schadenfalles im Ver/au_( des Ver(ahrens 

Solange die Einsprache oder die Beschwerde hangig ist, gilt im 
Schadenfall in bezug auf die Schatzung, den Zuschlag, die Klasse, 
die Spezialrisikokategorie, die Schadenermittlung oder die Ent­
schadigungssumme die angefochtene Festsetzung, sofern nicht ein 
offensichtliches Versehen vorliegt. 
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Strassen Art. 58. Das Strassengesetz vom 15. Dezember 1967 (SGF 741.1) wird 
wie folgt geandert: 
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Art. 25 Abs. 5 

' Bci Streitfallcn entscheidet die Direktion über die Yerteilung. 

Art. 28 Abs. 1, 2. Satz (neu) 

1 ... Kommt über die Entschadigung keine Einigung zustande, so 
wird sie vom Enteignungsrichter festgesetzt. 

Art. 37. Gcnchmigungsl'er{ahren 

Die Gcnehmigung, die Ànderung und die Aufhebung der Baugren­
zen- und der Ausführungsplane richten sich in sinngemasser An­
wendung nach: 

a) Artikel 26 RPBG, wcnn es sich um Kantonalstrassen han­
delt; 

b) den Artikeln 79-82 RPBG, wcnn es sich um Gemeindestrassen 
handelt. 

Art. 57, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 76 Abs. 3 

J Bei Streitfallen entscheidet die Baudirektion über die Yertei­
lung. 

Art. 92 Abs. 2, 2. Satz, 126b Abs. 1, 2. Satz, und Abs. 2, 127 Bst. c 
und 129 Abs. 3 

(aufgehoben) 

6.bis Kapitel (neu) Rechtsmittel 

Art. 132a 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Der Staatsrat beurteilt jedoch ais letzte kantonale lnstanz Be­
schwerden gegen die Gemeindeverfügungen, die in den Artikeln 17 
Absatz 2, 18 und 19 des Gesetzes genannt werden. 



Art. 59. Das Ausführungsgesetz vom 14. Februar 1961 zum Bundesge­
setz vom 8. Marz 1960 über die Nationalstrassen (SGF 741.8) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 3 Bst. k 

(aufgehoben) 

Art. 13 Abs. 1 

1 Einsprachen gegen Ausführungsprojekte oder Baulinien werden, 
unter Vorbehalt der Beschwerde an das Verwaltungsgericht, von 
der Baudirektion erledigt. 

National­
strassen 

Art. 60. Das Gesetz vom 26. November 1975 über den Wasserbau Wasserbau 

(SGF 743.0.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 14 Abs. 3, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Art. 24 Abs. 2 und 3 

2 Nach Anhôren der Einsprecher entscheidet die K1assifikations­
kommission über die Einsprachen. Die Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht (Art. 62) bleibt vorbehalten. 

J (aufgehoben) 

Art. 27 Abs. 3 

(aufgehoben) 

Art. 35. Einsprachen und Genehmigung 

1 Wahrend der Auflagefrist kann in bezug auf die Notwendigkeit 
und die Art der Arbeiten Einsprache erhoben werden. 

2 Nach Durchführung einer Einigungsverhandlung entscheidet die 
ausführende Kommission über die Einsprachen. Die Beschwerde 
an das Verwaltungsgericht (Art. 62) bleibt vorbehalten. 

J Die ausführende Kommission leitet das Projekt zur Genehmi­
gung durch den Staatsrat an die Baudirektion weiter. 

Art. 38 Abs. 2 

2 lm Streitfall entscheidet die Baudirektion nach Anhôren der Par­
teien. Sie kann das Unternehmen verpflichten, Sicherheiten zu 
leisten. 

Art. 43 Abs. 3 

) Das Wasserbauunternehmen ist zur Beschwerde gegen den Ent­
scheid der Gemeinde berechtigt. 
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Ôlîentliche 
Sachen 

Art. 48 Abs. 4 (neu) 

~ (neu) Gegen den Entscheid des Staatsrates ist die Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht zulassig. 

Art. 59 Abs. 2 

(aufgehoben) 

Überschrift des Kapitels IV 

Rechtsmittel und Strafbestimmungen 

Art. 62. Rechtsmittcl 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzcs getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerdc gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 lnsbesondere konnen mit Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
angefochten werden die Entscheide der ausführenden Kommission 
und der Klassifikationskommission eines Wasserbauunterneh­
mens sowie diejenigen des Gemeinderates, wenn eine Gemeinde 
cin solches Unternehmen ersetzt (Art. 10 Abs. 2). 

Art. 61. Das Gesetz vom 4. Februar 1972 über die offentlichen Sachen 
(SGF 750.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 26 Abs. 3 

(aufgehoben) 

Art. 53 Abs. 2 

2 Fehlt diese, so entscheidet die Baudirektion nach Anhoren der 
Parteien; sie kann den Gesuchsteller verpflichten, Sicherheiten zu 
leisten. 

Überschrift des V. Kapitels 

Rechtsmittel und Strafbestimmungen 

Art. 58. Rechtsmitte/ 
a) lm a//gemeinen 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Der Staatsrat beurteilt jedoch ais letzte kantonale lnstanz Be­
schwerden gegen Gemeindeentscheide, die eine Sache dem Ge­
meingebrauch widmen oder entwidmen (Art. 14-17 des Geset­
zes). 



Art. 59. b) Streitigkeiten 

1 Streitigkeiten über die Zugehorigkeit zu den offentlichen Sachen 
oder über das Bestchen von privaten Rechten an offentlichcn 
Sachen untcrstchen der Zustandigkeit der ordcntlichcn Zivilgerich­
tc. 

2 Streitigkcitcn zwischen der Konzessionsbchordc und dem Kon­
zcssionsnchmer sind vor das Verwaltungsgericht zu bringen. 

Art. 62. Das Gcsctz vom 23. Fcbruar 1984 über die Enteignung (SGF Enteignung 

76.1) wird wic folgt gcandcrt: 

Art. 3 Abs. I 

1 Es wird eine Entcignungskommission (nachstehend: die Kom­
mission) gebildet, die sich aus cinem Prasidcntcn, zwci Vizeprasi­
denten und fünfzchn Beisitzern zusammensetzt, die vom Staatsrat 
und vom Vcrwaltungsgericht in gemeinsamer Sitzung auf fünf 
Jahrc ernannt wcrdcn. 

Art. 3a (neu). /hi,_ Unabhangigkeit und Aufsicht 

1 Die Kommission ist in der Ausübung ihrer Befugnissc unabhan­
gig. 

2 Sic stcht untcr der Aufsicht des Verwaltungsgerichts. Sie legt ihm 
alljahrlich einen Bericht über ihre Tatigkeit vor. 

Art. 4. 2. Organisation und Tatigkeit 
a) !111 al/gemeinen 

1 Folgende Bestimmungen des Gesetzes über die Organisation des 
Verwaltungsgerichts sind sinngemass auf die Mitglieder und Sekre­
tare der Kommission anwendbar: 

a) Artikel 7 in bezug auf die Wahlbarkeitsvoraussetzungen der 
Mitglieder; 

b) Artikel 10 in bezug aufden Eid und das feierliche Gelübde, die 
jedoch vor dem Staatsrat abzulegen sind; 

c) Artikel 11 Absatz 2 in bezug auf die Altersgrenze; 

d) Artikel 14 Absatz 3 in bezug auf die disziplinarische Verant-
wortlichkeit. 

2 Die Korn mission verfügt für ihre Sitzungen über die den anderen 
Gerichtsbehorden zugeteilten Raumlichkeiten; wenn notig kann 
sie fcrner von den Gemeinden verlangen, dass sie ihr unentgeltlich 
Raumlichkeiten zur Verfügung stellen. 
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1 Die Kosten der Kommission werden vom Staat getragen. Die 
Mitglieder und die Sekretare erhalten Entschadigungen, die nach 
Artikel 149 Absatz 2 festgesetzt werden. 

Art. 5 Abs. 2 

2 Dicsc Bestimmungen sind dem Verwaltungsgericht zur Genehmi­
gung zu unterbreiten und in der für allgemeinverbindliche Erlasse 
vorgeschriebenen Form zu veroffentlichen. 

Art. 34 Abs. 2 

2 Der Prasidcnt der Kommission entscheidet darüber. 

Art. 44 Abs. 2 Bst. a 

(2 Innerhalb der gleichen Frist kann er jedoch auch:] 

a) die Einrcde der Verjahrung erheben, worüber der Prasident der 
Kommission entscheidet, oder 

Art. 55 Abs. 2 

2 Der Prasidcnt entscheidet über die Zulassigkeit der nachtragli­
chen Eingaben. 

Art. 62, Randtitel und Abs. 1 

/. Wcitcr/citu11g der Einsprachc11 
1 Der Prasident der Kommission leitet die streitig gebliebenen Ein­
sprachen an die Baudirektion weiter. 

Art. 63. //. Entscheid und Beschwcrde 
1 Die Baudirektion entscheidet über die Einsprachen: sie prüft ins­
besondere in jedem Fall, ob die Anforderungen von Artikel 2 
Absatz 1 erfüllt sind. 

2 Der Entscheid der Baudirektion kann beim Verwaltungsgericht 
mit Bcschwerde angefochten werden. 

1 Der rechtskraftige Entscheid wird zusammen mit den Akten der 
Kommission übermittelt. 

Art. 67 Abs. 1 

1 Über das Gesuch des Enteigners entscheidet der Prasident der 
Kommission. 

Art. 77 Abs. 1 Bst. i (neu) 

i) (neu) die Angabe des ordentlichen Rechtsmittels. 



Art. 80. /. Grundsatze 

1 Gegcn die Entscheide der Kommission und diejenigen ihres Pra­
sidenten ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulassig. 

2 Das Verfahren richtet sich unter Vorbehalt der folgenden Bestim­
mungen nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtsptlege. 

Art. 81. / /. Ansch/ussbeschwerde 

1 Innert dreissig Tagen seit Zustellung der Beschwerdeschrift kann 
die Partei, die nicht Beschwerde erhoben hat, sich der Beschwerde 
anschliessen, um die Abanderung des Entscheides zum Nachteil 
des Hauptbeschwerdeführers zu beantragen. 

2 Die Anschlussbeschwerde erfolgt in der gleichen Form wie die 
Hauptbeschwerde. Ein Exemplar wird unverzüglich dem Hauptbe­
schwerdeführer zur Einreichung seiner Bemerkungen zugestellt. 

J Die Anschlussbeschwerde wird hinfallig, wenn die Hauptbe­
schwerde zurückgezogen oder nicht darauf eingetreten wird. 

Art. 83. IV Gesuch um Ausdehnung 

Verlangt der Enteigner in seiner Beschwerdeschrift die Ausdeh­
nung der Enteignung, so kann die Instruktionsbehôrde die Sache 
zur Vornahme einer erganzenden Schatzung an die Kommission 
zurückweisen. 

Art. 84. V Vor/aufige Vo//streckung 

1 Die Instruktionsbehôrde kann aufVerlangen des Enteigneten die 
sofortige Bezahlung der nicht mehr streitigen Teile der Entschadi­
gung anordnen, wenn sich der Enteigner einverstanden erklart, auf 
das ihm in Artikel 20 Absatz I zugestandene Recht zu verzich­
ten. 

2 In diesem Fall kann die Instruktionsbehôrde aufGesuch des Ent­
eigners verfügen, dass die Enteignung wirksam wird, sobald die 
nicht mehr streitigen Teile der Entschadigung bezahlt und, unter 
Vorbehalt von Artikel 126, die Sicherheitsleistungen für den noch 
streitigen Betrag erbracht worden sind. 

Art. 85. VI. Urtei/ 

Das Urteil des Verwaltungsgerichts muss die in Artikel 77 aufge­
führten Angaben enthalten. 

Art.112 Abs. 4 

~ Über allfallige Streitigkeiten entscheidet der Prasident der Kom­
m1ss1on. 
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Art. 113, 114 und 116 

(aufgehoben) 

Art. 118 Abs. 3 (neu) 

1 (neu) lm Fall eines erfolgreichen Einigungsversuchs kônnen die 
Verfahrenskosten ermassigt oder erlassen werden, wenn besondere 
Gründe dies rechtfertigen, insbesondere wenn die auf dem Spiel 
stehenden Vermôgensinteressen gering sind. 

Art. 122a (neu). c) lm Beschwerdeverfahren 

lm Beschwerdeverfahren übt die lnstruktionsbehôrde die Befug­
nisse aus, welche die Artikel 120-122 dem Prasidenten der ange­
rufenen Behôrde übertragen. 

Art. 123 Abs. 2 

2 Der Kostenentscheid der Kommission oder ihres Prasidenten 
kann selbstandig mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht ange­
fochten werden. 

Art. 124. 5. Festsetzung 

1 Die Hôhe der Verfahrenskosten und die Parteikostenliste werden 
vom Prasidenten der Kommission oder, bei Beschwerdesachen, 
von der Beschwerdeinstanz festgesetzt. 

2 Gegen die Festsetzungsverfügung kann innert dreissig Tagen bei 
der Behôrde, die sie erlassen hat, Einsprache erhoben werden. 

1 Hat der Prasident der Kommission den Einspracheentscheid 
getrolîen, so kann dagegen beim Verwaltungsgericht Beschwerde 
geführt werden. 

Art. 125 

(aufgehoben) 

Art. 133 Abs. 2 

2 Gegen den über eine solche Frage ergangenen Entscheid kann, 
auch wenn es sich nicht um einen Endentscheid handelt, beim 
Verwaltungsgericht Beschwerde erhoben werden. 

Art. 140 Abs. 4 

~ Streitigkeiten zwischen dem Staat und Gemeinden werden vom 
Verwaltungsgericht entschieden; für Streitigkeiten unter Gemein­
den gilt das im Gesetz über die Gemeinden vorgesehene Verfah­
ren. 



Art. 63. Das Energiegesetz vom 11. Mai 1984 (SGF 770.1) wird wie Energie 

folgt geandert: 

Art. 22. Sanktionen 

1 Jede Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften der Artikel 10, 13 
und 15 dieses Gesetzes sowie gegen Bestimmungen, die sich darauf 
beziehen, wird mit einer Busse bis zu 50 000 Franken geahndet; die 
Busse wird nach dem Gesetz über die Gerichtsorganisation und 
nach der Strafprozessordnung ausgesprochen. 

2 Die Direktion kann Anlagen, die nicht den Vorschriften dicses 
Gesetzes entsprechen. andern Iassen. Die daraus entstehenden 
Kosten gehen zu Lasten des Zuwiderhandelnden. 

Art. 23. Rechtsmillel 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwcrde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 64. Das Gesetz vom 12. November 1981 zur Ausführung der Bun- Strassenverkehr 

dcsgesctzgcbung über den Strassenverkehr (SGF 781.1) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 2 Bst. b 

b) cr [ der Staatsrat] crnennt die Mitglieder der in den Artikeln 8, 9 
und 10 dieses Gcsetzes vorgesehenen Kommissionen; 

Art. 8 Abs. 2, 3. Satz, und Abs. 4 

2 ... (3. Satz aufgehoben) 

4 Der Staatsrat regelt die Organisation und die Arbeitsweise der 
Korn mission. 

Überschrift des Kapitels IV 

Beschwerden 

Art. 12. Grundsatz 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 lnsbesondere kann gegen Entscheide der Kommission für admi­
nistrative Massnahmen beim Verwaltungsgericht Beschwerde er­
hoben werden. 
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Binnen­
schiffahrt 

Art. 13. Ausnahme 

Entscheide im Bereich der 6rtlichen Verkehrsregelung sind beim 
Staatsrat ais letzter kantonaler Instanz mit Beschwerde anfecht­
bar. 

Art. 14. Vorbehaltenes Recht 

Die direkten Beschwerden an Bundesbehorden sowie die besonde­
ren bundesrechtlichen Verfahrensvorschriften auf dem Gebiet des 
Strassenverkehrs bleiben vorbehalten. 

Art. 15 und 16 

(aufgehoben) 

Art. 65. Das Ausführungsgesetz vom 7. Februar 1991 zur Bundesge­
setzgebung über die Binnenschiffahrt (ABI 1991 Nr. 8) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 14 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Gewasserschutz Art. 66. Das Ausführungsgesetz vom 22. Mai 1974 zum Bundesgesetz 
vom 8. Oktober 1971 über den Schutz der Gewasser gegen Verunreinigung 
(SGF 812.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 3 Bst. i 

(aufgehoben) 

Art. 16. Generelles Kanalisationsprojekt 

1 Die Gemeinden müssen ein generelles Kanalisationsprojekt er­
stellen. 

2 Das Genehmigungsverfahren für die Gemeinderichtplane im Be­
reich der Raumplanung (Art. 74-77 RPBG) ist sinngemass an­
wendbar. 

Art. 59 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Das Amt ist berechtigt, gegen Entscheide, welche die Gewasser­
schutzgesetzgebung des Bundes oder des Kantons verletzen, Be­
schwerde zu erheben; da von ausgenommen sind die Entscheide der 
Direktion und des Staatsrates. 



J Die Entscheide, die das Amt begutachten muss, sind ihm zuzu­
stellen. 

Art. 60-63 und 69 

(aufgehoben) 

Art. 67. Das Sanitiitsgesetz vom 6. Mai 1943 (SGF 821.0.1) wird wie Sanitatsgesetz 

folgt geiinden: 

Art. 9 Abs. 2, 691•• Abs. 2 und 3, 79 Abs. 2, 2. Satz, 86 Abs. l, 2. Satz, 
und Abs. 2, 2. Satz, 91 Abs. 3, 2. Satz, 130, 2. Satz, 153, 2. Satz, und 
155, 2. Satz 

(aufgehoben) 

Kapitel XXbis (neu). Rechtsmittel 

Art. 186a 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getrofTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemiiss dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Gegen Entscheide, die der Staatsrat in Anwendung der Artikel 24 
Absatz 2, 28, 42, 57 Absatz 1, 71 Absatz 2, 75 und 154 getrofTen hat, 
ist die Beschwerde an das V erwaltungsgericht zuliissig. 

Art. 68. Das Gesetz vom 24. November 1978 für die Krankenpflege-
schulen (SGF 821.12.4) wird wie folgt geiindert: 

Art. 13. Rechtsmitte/ 

1 Gegen einen Entscheid eines Lehrers, der die Stellung eines Schü­
lers beeintriichtigt oder zu beeintriichtigen vermag, kann innert 
zeh n Tagen bei m Sch uld i rek tor schri ftl ich Einsprache erhoben wer­
den. 

2 Entscheide der Schulorgane konnen beim Gesundheitsdeparte­
ment mit Beschwerde angefochten werden. 

J lm übrigen sind die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen 
Entscheide mit Beschwerde gemiiss dem Gesetz über die Verwal­
tungsrechtspflege anfechtbar. 

Kranken­
pflegeschulen 

Art. 69. Das Gesetz vom 30. November 1979 über das Trinkwasser Trinkwasser 

(SGF 821.32.1) wird wie folgt geiindert: 

Kapitel IIJbis (neu). Rechtsmittel 

Art. 24. Beschwerde 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getrofTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemiiss dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 
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Massnahrnen 
gegen die 
Tuberkulose 

Bekarnpfung 
des Alkohol­
rnissbrauchs 

Spitalexterne 
Krankenpflege 
und Farnilien­
hilfe 

Arrnenfürsorge 

2 Die Lebensmittelgesctzgcbung des Bundes bleibt vorbehalten. 

Art. 70. Das Gcsctz vom 17. Mai 1951 betrefTend Massnahmen gegen 
die Tuberkulose (SGF 821.41.5) wird wie folgt geandert: 

Art. 18 

1 Die in Anwcndung dieses Gesetzes getrofTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Die Beschwcrde hat keine aufschiebende Wirkung, ausser wenn 
die Behorde es anders bestimmt. 

Art. 71. Das Gcsctz vom 7. Mai 1965 über den Kampfgegcn den Alko-
holmissbrauch (SGF 821.44.1) wird wie folgt gcandert: 

Art. 12 

1 Die in den Artikeln 8 und 9 vorgesehenen Massnahmen werden 
vom Oberamtmann angcordnet; die Beschwcrde an das Verwal­
tungsgcricht blcibt vorbehalten. 

2 Die Massnahmen im Zusammenhang mit der fürsorgerischen 
Freihcitscntzichung und deren richterlicher Kontrollc werden 
durch das Zivilgesetzbuch und das Einführungsgesetz zum Zivil­
gesetzbuch geregelt. 

Art. 13 

(aufgchobcn) 

Art. 72. Das Gcsctz vom 27. September 1990 über die spitalexterne 
Krankcnpflege und die Familicnhilfe (ABI 1990 Nr. 43) wird wie folgt 
geandcrt: 

Art. 19 

1 Gegen die Vcrfügungen der Bezirkskommissionen ist die Be­
schwcrde an das Verwaltungsgericht zulassig. 

2 Die Verfügungen der übrigen Vollzugsbehorden sind mit Be­
schwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 73. Das Gesetz vom 17. Juli 1951 über die Armenfürsorge (SGF 
831.0.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 21 Abs. 3, 23 Abs. 2 und 3 und 26 

(aufgehoben) 



Kapitel Xhi• (neu). Rechtsmittel 

Art. 46a 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 74. Das Gesetz vom 20. Mai 1986 für Hilfe an Sonderheime für 
Behindene oder Schwererziehbare (SGF 834.1.2) wird wie folgt gean­
dert: 

Art. 13. Bcschwcrdc 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Gegen die Ablehnung, eine im Kanton wohnhafte behinderte oder 
schwererziehbare Person in eine anerkannte Institution aufzuneh­
men, ist jedoch vorgangig bei der Direktion Beschwerde zu erhe­
ben. 

Art. 75. Das Gesetz vom 21. Februar 1980 über die Beitragsleistung für 
Sonderbetreuung in Betagtenheimen (SGF 834.2.2) wird wie folgt gean­
dert: 

Art. 15a (neu). Rcchtsmittc/ 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Yerwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Hilfe an Son­
derheime 

Beitragsleistung 
für Sonderbe­
treuung in 
Betagtenheimen 

Art. 76. Das Gesetz vom 26. September 1990 über die Familienzulagen Familien-

(ABI 1990 Nr. 43) wird wie folgt geandert: zulagen 

Art. 39. /. Bcschwcrdc und Klagc 

1 Gegen die Yerfügungen der Durchführungsorgane dieses Gesetzes 
ist die Beschwerde an das Yerwaltungsgericht zulassig. 

2 Jeder Streitfall, der die Anwendung dieses Gesetzes betrifft und 
nicht Gegenstand einer Yerfügung bilden kann, kann aufdem Kla­
geweg direkt vor das Yerwaltungsgericht gebracht werden. 

Art. 40, Randtitel 

2. Bcschwcrdc- und Klagch<.fugnis 

Art. 41 

(aufgehoben) 
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Schiedsgericht 
in Sachen 
Kranken- und 
Unfall­
versicherung 

Allers- und 
Hinterlasse­
nenversiche­
rung 

lnvalidenver­
sicherung 

Art. 77. Das Gesetz vom 28. November 1973 betreffend das Schieds­
gericht in Sachen Kranken- und Unfallversicherung (SGF 840.2.5) wird 
wie folgt geandert: 

Art. 3. Unabhangigkeit und Aufsicht 

1 Das Schiedsgericht ist in der Ausübung seiner Befugnisse unab­
hangig. 

2 Es steht un ter der Aufsicht des Verwaltungsgerichts. Es unterbrei­
tet ihm alljahrlich einen Bericht über seine Tatigkeit. 

Art. 4. Zustandigkeit 

Das Schiedsgericht beurteilt: 

a) die Streitigkeiten nach den Artikeln 24 und 25 des Bundesge­
setzes über die Krankenversicherung; 

b) die Streitfalle nach Artikel 57 des Bundesgesetzes über die 
U nfallversicherung. 

Art. 5. Ver.fahren 

Das Verfahren richtet sich, unter Vorbehalt der nachfolgenden 
Bestimmungen, nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspfle­
ge. 

Art. 6, Randtitel 

a) Schlichtungsbegehren und -versuch 

Art. 78. Das Einführungsgesetz vom 2. Dezember 1947 zum Bundes­
gesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlassenenversi­
cherung (SGF 841.1.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 9. Verwaltungsgericht 

1 Das Verwaltungsgericht ist kantonale Rekursbehôrde im Sinne 
der Artikel 84 und 85 des Bundesgesetzes. 

2 U nter Vorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts richtet sich 
das Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspfle­
ge. 

Art. 79. Das Ausführungsgesetz vom 21. November 1961 zum Bundes­
gesetz vom 19. Juni 1959 über die lnvalidenversicherung (SGF 841.2.1) 
wird wie folgt geandert: 
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Art. 2. Aus.führungsbestimmungen 

Die Bestimmungen des freiburgischen Einführungsgesetzes zur 
Alters- und Hinterlassenenversicherung vom 2. Dezember 1947 
über die Verwaltung, die Gemeindestellen, die Verwaltungskosten, 



die Strafverfolgung, die Auskunftspflicht und den Erlass der Bei­
trage finden sinngemass Anwendung, soweit das Bundesrecht 
nichts Gegenteiliges bestimmt. 

Art. 4a (neu). Verwaltungsgericht 

1 Das Yerwaltungsgericht ist kantonale Rekursbehôrde im Sinne 
von Artikel 69 IYG. 

2 Unter Yorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts richtet sich 
das Yerfahren nach dem Gesetz über die Yerwaltungsrechtspfle­
ge. 

Art. 5 Abs. 2 (neu) 

2 (neu) Das Gericht ist in der Ausübung seiner Befugnisse unab­
hangig. Es steht unter der Aufsicht des Yerwaltungsgerichts und 
unterbreitet ihm alljahrlich einen Bericht über seine Tatigkeit. 

Art. 80. Das Gesetz vom 16. November 1965 über Erganzungsleistun­
gen zur Allers-, Hinterlassenen- und lnvalidenversicherung (SGF 841.3.1) 
wird wie folgt geandert: 

Art. 16 

(aufgehoben) 

Art. 17. Verwaltungsgericht 

1 Das Yerwaltungsgericht ist kantonale Rekursbehôrde im Sinne 
von Artikel 7 des Bundesgesetzes. 

2 U nter Yorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts richtet sich 
das Yerfahren nach dem Gesetz über die Yerwaltungsrechtspfle­
ge. 

Art. 18 

(aufgehoben) 

Ergànzungs­
leistungen zur 
AHV/IV 

Art. 81. Das Gesetz vom 11. Mai 1982 über die Krankenversicherung Krankenver-

(SGF 842.1.1) wird wie folgt geandert: sicherung 

Art. 7a (neu). Sanktionen 

1 Bei Missachtung der gesetzlichen Bestimmungen oder der Yerein­
barung kônnen folgende Sanktionen über die Kassen verhangt wer­
den: 

a) Yerweis durch die Direktion; 

b) vom Staatsrat angeordneter ganzlicher oder teilweiser Entzug 
des Rechts zur Ausübung der obligatorischen Krankenversiche­
rung auf dem ganzen Kantonsgebiet. 
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Schüler­
kranken­
versicherung 

Unfall­
versicherung 

2 Gegen diese Entscheide ist die Beschwerde an das Verwaltungs­
gericht zulassig. 

Abschnitt E (des Kapitels Il) (neu). Streitigkeiten 

Art. 16a 

1 Das Verwaltungsgericht beurteilt Streitigkeiten im Sin ne der Arti­
kel 30 und 30bis des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung. 
Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Bundesrechts richtet sich 
das Verfahren nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspfle­
ge. 

2 Die Zustandigkeit des Schiedsgerichts zur Beurteilung der Strei­
tigkeiten nach den Artikeln 24 und 25 des Bundesgesetzes bleibt 
vorbehalten. 

Art. 23, Randtitel 

Organisa/ion und Ver.fahren 

Art. 25. Bcschwerde 

Die Betroffenen kônncn beim Verwaltungsgericht gegen die Ent­
scheide des Departementes Beschwerde crheben. 

Art. 82. Das Gesetz vom 20. Dezember 1919 betreffend Errichtung 
einer Krankenversicherung für die Primarschulen (SGF 842.1.4) wird wie 
folgt geandert: 

Art. 16a (neu) 

Die Entscheide der Schülerversicherung sind mit Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht anfechtbar. 

Art. 83. Das Gesetz vom 22. September 1983 betreffend das Vollzugs­
gesetz zum Bundesgesetz vom 20. Marz 1981 über die Unfallversicherung 
(UVG) (SGF 842.2.1) wird wie folgt geandert: 
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Titel des Gesetzes 

Ausführungsgesetz vom 22. September 1983 zum Bundesgesetz 
vom 20. Marz 1981 über die Unfallversicherung (UVG) 

Il. Kapitel. Streitigkeiten 

Art. 5 

1 Das Verwaltungsgericht beurteilt Streitigkeiten im Sinne von 
Artikel 106 UVG. Unter Vorbehalt der Bestimmungen des Bun­
desrechts richtet sich das Verfahren nach dem Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege. 



2 Die Zustandigkeit des Schiedsgerichts, Streitsachen nach Artikel 
57 UVG zu beurteilen, bleibt vorbehalten. 

Überschrift des III. Kapitels 

Anderung des Rechts 

Art. 84. Das Gcsetz vom 18. November 1971 betrelfend Errichtung Schülerunfall-
ciner Schülcrunfallversicherung (SGF 842.2.4) wird wie folgt geandert: versicherung 

Art. 9a (neu). Beschwerden 

Die Entscheide der Schülerversicherung sind mit Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht anfechtbar. 

Art. 85. Das Ausführungsgesetz vom 18. September 1984 zum Bundes- Arbeitslosen­
gesetz vom 25. Juni 1982 über die obligatorische Arbeitslosenversicherung versicherung 

und die lnsolvenzentschadigung (SGF 845.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 9. Beschwerde 
1 Entscheide des kantonalen Arbeitsamtes, der kantonalen Arbeits­
losenkasse und der anerkannten Verbandskassen sind mit Be­
schwerde an das Verwaltungsgericht anfechtbar. 

2 Gegen Entscheide der kommunalen oder interkommunalen Ar­
beitsamter kann beim kantonalen Arbeitsamt Beschwerde geführt 
werden. 

J U nter V orbe hait von Artikel 103 A VIG richtet sich das Verfahren 
nach dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege. 

Art. 10 und 11 

(aufgehoben) 

Art. 86. Das Ausführungsgesetz vom 8. Februar 1966 zum Bundesge- Arbeit 

setz vom 13. Marz 1964 über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel 
(Arbeitsgesetz) (SGF 864. I. 1) wird wie folgt geandert: 

Art. 17. Beschwerde 56 
1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getrolTenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Gegen eine Verfügung, mit welcher der Staatsrat eine Betriebs­
schliessung anordnet (Art. 15), ist die Beschwerde an das Verwal­
tungsgericht zulassig. 
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Sozialwoh­
nungsbau 

Regionale 
Winschafts­
forderung 

Pflanzenschutz 

Vieh­
verbesserung 

Art. 87. Das Gesetz vom 26. September 1985 über die Sozialwohnbau-
forderung (SGF 87.2) wird wie folgt geandert: 

Art. 32. Beschwerde 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 88. Das Gesetz vom 23. Mai 1986 über die Einführung von Mass­
nahmen zur regionalen Wirtschaftsforderung (SGF 902.1) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 11. Beschwerde 
1 Gegen Entscheide der Kommission kann beim Staatsrat Be­
schwerde erhoben werden. 

2 Entscheide anderer Organe sind mit Beschwerde gemass dem 
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege anfechtbar. 

Art. 89. Das Ausführungsgesetz vom 24. September 1986 zur Bundes­
gesetzgebung über den Pflanzenschutz (SGF 912.5.1) wird wie folgt gean­
dert: 

Art. 15. Beschwerde 
1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Gegen Verfügungen des Pflanzenschutzdienstes kann beim De­
partement Beschwerde erhoben werden. 

Art. 90. Das Gesetz vom 16. Mai 1961 über die Verbesserung der 
Rindvieh-, Pferde- und Kleinviehzucht (SGF 913.0.1) wird wie folgt gean­
dert: 
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Art. 16. Beschwerde 
1 Die Entscheide der kantonalen Schaukommission (Oberpreisge­
richt) kônnen mit Beschwerde an das Landwirtschaftsdepartement 
weitergezogen werden, vorausgesetzt, dass dagegen wahrend der 
Schau beim Prasidenten der Schaukommission schriftlich Einspra­
che erhoben wurde. 

2 Die Entscheide des Landwirtschaftsdepartements sind mit Be­
schwerde an das Verwaltungsgericht anfechtbar. 



Art. 91. Das Gesetz vom 24. April 1990 zur Einführung einer Finanz-
hilfe an Dorfkasereien (SGF 913.5.6) wird wie folgt geandert: 

Art. 8. Beschwerde 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Finanzhilfe an 
Dorfkâsereien 

Art. 92. Das Gesetz vom 22. November 1985 über die Viehversiche- Vieh-
rung (SGF 914.20.1) wird wie folgt geandert: versicherung 

Art. 21. 2. Einsprache 

Eine Bezirkskommission aus drei Mitgliedern und drei Ersatzmit­
gliedern, die vom Landwirtschaftsdepartement ernannt werden, 
entscheidet über Einsprachen (Art. 83). 

Art. 82. Grundsatz 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. Die vorgangigen Rechtsmittel, die in den Arti­
keln 83 und 84 vorgesehen sind, bleiben vorbehalten. 

2 Die Ansprüche, die sich aufdie Artikel 48 und 74 stützen, konnen 
mit einer Klage nach dem vorgenannten Gesetz geltend gemacht 
werden. 

Art. 83. En/scheide au_{ dem Gehiet der Viehzah/ung 

1 Jeder Tierhalter kann innert fünfTagen seit Mitteilung des Ergeb­
nisses der Viehzahlung beim Viehinspektor schriftlich Einsprache 
erheben. Der Viehinspektor leitet diese unverzüglich an die Be­
zirkskommission weiter. 

2 Die Einsprache muss kurz begründet sein und die Antrage des 
Einsprechers enthalten. 

J Die Kommission entscheidet innert dreissig Tagen. Gegen ihren 
Entscheid kann beim Departement Beschwerde erhoben werden. 

Art. 84. Entscheide der /oka/en Kassen 

1 Folgende Entscheide sind durch Beschwerde an das Departement 
anfechtbar: 

a) die Schatzung eines Tieres, die Festsetzung einer Entschadigung 
und die Zahlung anderer Leistungen durch die lokale Kasse; 

b) Entscheide über die Versicherungspflicht, das Mitgliedschafts­
recht oder die Hohe der Beitrage. 
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Investitions­
kredite in der 
Landwirtschaft 

Bodenver­
besserungen 

2 Die Wahlen und die übrigen in Absatz I nicht erwahnten Ent­
scheide der Organe der Kasse kônnen mit Beschwerde an den Ober­
amtmann angefochten werden. 

Art. 85-89 

(aufgehoben) 

Art. 93. Das Einführungsgesetz vom 27. November 1962 zum Bundes­
gesetz vom 23. Marz 1962 über Investitionskredite und Betriebshilfe in der 
Landwirtschaft (SGF 915.1) wird wie folgt geandert: 

Art. 5 

Das Verwaltungsgericht ist Rekursbehôrde im Sin ne von Artikel 46 
des Bundesgesetzes. 

Art. 94. Das Gesetz vom 30. Mai 1990 über die Bodenverbesserungen 
(SG F 91 7 .1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 3 Bst. c 

Der Verweis auf die Art. /99-20/ wird durch einen Verweis auf die 
Art. 204 und 205 erset:::t. 

Art. 59 Abs. 2 

2 Kommt keine Einigung zustande, so erlasst sic einen begründeten 
Entscheid, der die Beschwerdefrist und die Beschwerdebehôrde 
nennt. 

Art. 78 Abs. 1 

Der Verwcis aiif die Art. /98 Abs. 2 und /99 wird durch einen Ver­
weis auf die Art. 197 Abs. 2 und 203 erset:::t. 

Art. 80 Abs. 1 

Der Verweis aiif die Art. /98 Abs. I Bst. b und /99 wird durch einen 
Verweis aiif die Art. /97 Abs. I Bst. b und 203 erset:::t. 

Art. 115 Abs. 1, 2. Satz 

1 ••• Einsprachen und Beschwerden haben keine aufschiebende Wir­
kung, sofern die angerufene Behôrde es nicht anders bestimmt. 

Art. 175 Abs. 2 

2 Der neue Kostenverteiler ist aufzulegen. Sobald er rechtskraftig 
ist, gilt er ais vollstreckbares Urteil im Sinne von Artikel 80 des 
Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs. 



Sechster Titel. Rechtsmittel 

Erstes Kapitel. Einsprache 

Art. 197. Mil Einsprache an.fech1bare En/scheide 

1 Mit einer Einsprache bei dem Organ, das den Entscheid gefallt 
hat, kônnen angefochten werden: 

a) die Entscheide des Vorstandes und der Schii.tzungskommission 
einer Korperschaft, mit Ausnahme derjenigen, die gemii.ss Arti­
kel 59 Absatz 2 getroffen wurden; 

b) die Entscheide der Organe eines kommunalen oder interkom­
munalen Unternehmens im Sinne von Artikel 80, wenn sie den 
Gegenstand einer Auflage in Anwendungdieses Gesetzes betref­
fen; 

c) die Entscheide des Gemeinderates, was den Unterhalt der 
Werke nach der Auflôsung der Kôrperschaft betrifft. 

1 Die Entscheide eines privatrechtlichen Unternehmens kônnen 
von Dritten mit einer Einsprache beim Amt angefochten wer­
den. 

Art. 198. Einsprachebcrcchtigung 

1 Wer durch einen Entscheid berührt ist und cin schutzwürdigcs 
lntercsse an dessen Aufhcbung oder Ànderung hat, ist zur Einspra­
che berechtigt. 

1 Einspracheberechtigt sind zudem: 

a) die Kommission für Natur- und Landschaftsschutz und die 
Kommission für Denkmalpflcgc; 

b) die Vereinigungen von nationaler Bedeutung und ihre kanto­
nalen Sektionen, die sich statutengemii.ss aus rein ideellen 
Bewcggründen dem Natur- und Landschaftsschutz oder ii.hnli­
chen Aufgaben widmen; sind nur die persônlichen Interessen 
ihrer Mitglieder berührt, so sind diese Vereinigungen jedoch 
nicht einspracheberechtigt. 

J Ais Vereinigungen von nationaler Bedeutung gelten diejenigen, 
die nach Artikel 12 des Bundesgesetzes über den Natur- und Hei­
matschutz beschwerdeberechtigt sind. 

Art. 199. Fris! 

1 Die Einsprachen müssen vor Ablauf der Auflagefrist eingereicht 
werden. 
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2 Wurde der angefochtene Entscheid nicht aufgelegt, so muss die 
Einsprache innert dreissig Tagen, seit der Einsprechende davon 
Kenntnis erhalten hat, jedoch spatestens innerhalb von zw6lf 
Monaten nach dem Erlass des Entscheides eingereicht werden. 

Art. 200. lnha/1 

Die Einsprachen müssen eine kurze Begründung und die Begehren 
des Einsprechenden enthalten. 

Art. 201. Aufschiebende Wirkung 

Die Einsprache schiebt die Vollstreckung des angefochtenen Ent­
scheides nach Massgabe der vorgebrachten Begehren auf; Artikel 
115 Absatz I bleibt vorbehalten. 

Art. 202. Einigungsrersuch und Entscheid 

1 Die Be horde ladt den Einsprechenden und die von der Einsprache 
betroffenen Dritten vor und versucht mit ihnen, die Grundlage für 
eine Einigung zu finden. 

2 Kommt keine Einigung zustande, so fallt die Beh6rde einen 
begründeten Entscheid, der die Beschwerdefrist und die Beschwer­
debehorde nennt. 

Zweites Kapitel. Beschwerde an die Rekurskommission für Boden-
verbesserungen 

Art. 203. Mil Beschwerde anfechtbare En/scheide 

1 Mit Beschwerde an die Rekurskommission für Bodenverbesse­
rungen k6nnen angefochten werden: 

a) die Einspracheentscheide (Art. 197); 

b) die von der Schatzungskommission gemass Artikel 59 Absatz 2 
gefallten Entscheide. 

2 Die Kommission beurteilt zudem Beschwerden, für die sie auf­
grund anderer Gesetze zustandig ist, insbesondere solche aus dem 
Gebiet der Baulandumlegungen. 

1 Sie entscheidet ais letzte kantonale Instanz. 

Art. 204. Zusammensetzung der Kommission 

1 Die Rekurskommission besteht aus einem Prasidenten, einem 
Vizeprasidenten und neun Beisitzern, die vom Staatsrat ernannt 
werden. 

2 Der Sekretar und sein Stellvertreter werden ebenfalls vom Staats­
rat ernannt. 



1 Der Pnïsident und der Vizeprasident müssen Juristen sein. 

~ Die Kommission tagt mit dem Prasidenten oder dem Vizeprasi­
denten und mit zwei von ihm bestimmten Beisitzern. 

Art. 205. Organisation der Kommission 
1 Die Kommission ist administrativ der Direktion angegliedert. Sie 
ist in der Ausübung ihrer Befugnisse unabhangig. 

2 Sie steht unter der Aufsicht des Verwaltungsgerichts. Sie unter­
breitet ihm alljahrlich einen Bericht über ihre Tatigkeit. 

Art. 206. Beschwerdebe.fugnis 

Beschwerdeberechtigt sind dieselben Personen, Behôrden und Or­
ganisationen wie diejenigen, die zur Einsprache berechtigt sind 
(Art. 198). 

Art. 207. Ve,:fahren 
1 Das Verfahren vor der Kommission richtet sich nach dem Gesetz 
über die Verwaltungsrechtspflege. 

2 In der Regel ordnet die Kommission eine Verhandlung an. Sie 
entscheidet auch, wenn die Parteien der Verhandlung fernbleiben. 
Eine Wiedereinsetzung ist unzulassig. 

Drittes Kapitel. Andere Rechtsmittel 

Art. 208. Grundsat:::: 
1 Entscheide, gegen die nicht Einsprache (Art. 197) oder Be­
schwerde an die Kommission (Art. 203) erhoben werden kann, sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Insbesondere kann gegen Beschlüsse der Gründungsversamm­
lung und der Generalversammlung einer Kôrperschaft innert dreis­
sig Tagen seit der Versammlung beim Verwaltungsgericht Be­
schwerde geführt werden. 

Art. 209. A.usnahmen 
1 Gegen Entscheide, die der Staatsrat gestützt auf die Artikel 45, 72, 
104 Absatz 1, 126 Absatz 4, 144 und 182 getroffen hat, ist die 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulassig. 

2 Die gestützt auf die Artikel 50 und 174 Absatz I getroffenen Ent­
scheide sind mit Beschwerde an den Staatsrat anfechtbar. 
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Art. 210. En/scheide der Grundbuchl'erwalter 

Die Entscheide der Grundbuchverwalter kônnen bei der Aufsichts­
behôrde über das Grundbuch angefochten werden, soweit die Spe­
zialgesetzgebung dies vorsieht. 

Art. 211. Streitigkeiten über im Grundbuch eingetragene Rechte 

1 Streitigkeiten bezüglich des Bestehens, des Umfangs oder des 
lnhabers eines im Grundbuch eingetragenen Rechts kônnen mit 
einer Einsprache bei dem Organ angefochten werden, das den Ent­
scheid gefallt hat. 

1 Kommt keine Einigung zustande, so setzt das Organ dem Ein­
sprechenden eine Frist von mindestens sechzig Tagen, um beim 
ordentlichen Richter Klage zu erheben, sofern das streitige Recht 
einen Einfluss auf die Verwirklichung des Unternehmens hat. 

1 Wird die Klage nicht innerhalb der gesetzten Frist eingcreicht. so 
verwirkt der Einsprechende das beanspruchte Recht, und der ange­
fochtene Entscheid wird vollstreckbar. 

Viertes Kapitel (Art. 212-222) 

(aufgchoben) 

Forstgesetzbuch Art. 95. Das Forstgesetzbuch des Kantons Freiburg vom 5. Mai 1954 
(SGF 921.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 21 Abs. 5 

'Über Beschwerden entscheidet der Staatsrat. Gegen seinen Ent­
scheid ist die Beschwerde an das Verwaltungsgericht im selben 
Umfang zulassig wie nach dem Gesetz über das Dienstverhaltnis 
des Staatspersonals. 

Art. 22 Abs. 2 

Der A.usdruck «Rekurse» wird durch «Beschwerden» erse/:::/. 

Abschnitt 7his (neu). Rechtsmittel 

Art. 88a 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 



Art. 96. DasJagdgesetz vom 7. Februar 1951 (SGF922. l)wird wiefolgt Jagd 

geàndcrt: 

Kapitel Vbis (neu). Rechtsmittel 

Art. 32a 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mil 
Beschwerde gemàss dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 97. Das Geselz vom 15. Mai 1979 über die Fischerei (SGF 923.1) Fischerei 

wird wie folgt geàndert: 

Art. 6 Abs. 3 

(aufgehoben) 

Kapitel VJbis (neu). Rechtsmittel 

Art. 44a 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemàss dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflegc 
anfcchtbar. 

Art. 98. Das Gesetz vom 4. Oktobcr 1850 über den Betrieb der Minen Minen 

(SG F 931.1) wird wie folgt geàndcrt: 

Art. 13 A bs. 4 

(aufgehoben) 

Art. 99. Das Gesetz vom 27. Februar 1960 über die Schürfung und 
Ausbeutung von Kohlenwasserstoffen (SGF 931.2) wird wie folgt geàn­
dcrt: 

Art. 10 Abs. 2, 2. Satz 

2 ... Geben sie ihr Einverstàndnis nicht, so wendet er sich an die 
Baudirektion, die nach Anhoren der Parteien entscheidet. ... 

Art. 20 Abs. 2 

2 Die Klagc ist beim Verwaltungsgericht zu erheben. 

Art. 38 Abs. 3, 2. Satz 

J ... Bci Strcitigkeiten wird der Verkehrswert durch einen oder 
mehrere vom Verwaltungsgericht bezeichnete Sachverstàndige 
festgesetzt. 
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Reklamen 

Tourismus 

Gaststatten, 
Tanz und 
Getrankehandel 

Filmwesen 
und Theater 

Art. 100. Das Gesetz vom 6. November 1986 über die Reklamen (SGF 
941.2) wird wie folgt geandert: 

Art. 15 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

Art. 101. Das Gesetz vom 20. September 1990 über den Tourismus 
(ABI 1990 Nr. 42) wird wie folgt geandert: 

Art. 46. Entscheide über Aufenthaltstaxen 

1 Gegen Entscheide über die Aufenthaltstaxen ist die Beschwerde 
an das Verwaltungsgericht zulassig. 
2 Der FVV ist zur Beschwerde gegen die Entscheide der Verkehrs­
vereine berechtigt. 

Art. 47. En/scheide über die Beitrage des Fonds 

Die Entscheide des Verwaltungsausschusses des Fonds sind mit 
Beschwerde an den Staatsrat anfechtbar. Es kann jedoch nur der 
Beschwerdegrund der Willkür geltend gemacht werden. 

Art. 48. En/scheide des FVV 

Entscheide, die der FVV gestützt auf dieses Gesetz getroffen hat, 
sind durch Beschwerde an den Staatsrat anfechtbar; die Entscheide 
über die Aufenthaltstaxen bleiben vorbehalten. 

Art. 102. Das Gesetz vom 21. November 1972 über die offentlichen 
Gaststatten, den Tanz und den Getrankehandel (SGF 952.1) wird wie folgt 
geandert: 

Art. 3a (neu). Rechtsmittel 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Gegen die Entscheide des Staatsrates über Patente ist jedoch die 
Beschwerde an das Verwaltungsgericht zulassig. 

Art. 21, 26 Abs. 5, 30, 50 Abs. 3, 61 Abs. 4 und 63 Abs. 2 

(aufgehoben) 

Art. 103. Das Gesetz vom 15. November 1977 über das Filmwesen und 
das Theater (SGF 953.1) wird wie folgt geandert: 
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Art. 7, 12 und 16 

(aufgehoben) 



Art. 17 Abs. l 
1 Der Betriebsinhaber, der gesetzliche Vertreter und jede andere 
Persan, deren Aufsicht ein Minderjahriger anvertraut ist, tragen in 
erster Linie die Verantwortung für die Einhaltung der Entscheide 
der Kommission oder der Beschwerdeinstanz. 

Abschnitt Vbis (neu). Rechtsmittel 

Art. 19a 

Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind mit 
Beschwerde gemass dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege 
anfechtbar. 

(Abschnitt VI. Strafbestimmungen) 

Art. 20 Abs. 3 (neu) 

J (neu) Das Strafverfahrensrecht ist anwendbar. 

Art. 21. Mindcrjahrige 

Minderjahrige un ter 18 Jahren, die einem Entscheid der Aufsichts­
kommission oder der Beschwcrdeinstanz zuwiderhandeln, werden 
vom Prasidenten der Jugendstrafkammer abgeurteilt. 

Art. 104. Das Gesetz vom 7. Mai 1930 betreffend die Lotterien und die 
gewcrbsmassigen Wetten (SGF 958.1) wird wie folgt geandert: 

Abschnitt Ilfbls (neu). Rechtsmittel 

Art. 17a 

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide sind 
mit Beschwerde gemàss dem Gesetz über die Verwaltungsrechts­
pflege anfechtbar. 

2 Gegen die Entscheide des Staatsrates istjedoch die Beschwerde an 
das Verwaltungsgericht zulassig. 

III. KAPITEL 

Übergangsrecht 

1. Erstinstanzliche Entscheide 

Art. 105. Die Angclegenheiten, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
VGOG, des VRG, des Anpassungsgesetzes und des Anpassungsbeschlus­
ses (im folgenden: das neue Recht) bei den Verwaltungsbehôrden hangig 
sind, werden nach den Regeln des neuen Rechts weiterbehandelt. 
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Vorgangige 
Einsprache 

Nach bishe­
rigem Recht 
zustandige 
Behôrde 
a) Zustandig­
keit 

b) Verfahren 
und Fris\ 

Nach neuem 
Recht zustan­
dige Behôrde 
a) Zustandigkeit 

b) Verfahren 

Einsprache, 
Klage und 
Revision 

Art. 106. Erklart das Anpassungsgesetz eine andere Beh6rde ais den 
Staatsrat ais zustandig, über eine Einsprache, die einem Entscheid voraus­
geht, zu entscheiden (Art. 26 und 80-81 des Raumplanungs- und Bauge­
setzes; Art. 37 des Strassengesetzes; Art. 35 des Gesetzes über den Was­
serbau und Art. 63 des Gesetzes über die Enteignung), so wird der Ent­
scheid über die Einsprachen, die bei Inkrafttreten des neuen Rechts nicht 
erledigt sind, von der Baudirektion getroffen; die Beschwerde an das Ver­
waltungsgericht bleibt vorbehalten. 

1. Beschwerden 

Art. 107. 1 Die nach dem bisherigen Recht zustandige Beh6rde bleibt 
zustandig für die Beurteilung der Beschwerden, die vor dem Inkrafttreten 
des neuen Rechts eingereicht worden sind. 

2 Artikel 109 Absatz 2 bleibt vorbehalten. 

Art. 108. 1 Die in Artikel 107 Absatz 1 genannten Beschwerden werden 
nach den Verfahrensvorschriften des bisherigen Rechts beurteilt. 

2 Die Beschwerdeentscheide müssen spatestens innert einem Jahr seit 
dem Inkrafttreten des neuen Rechts gefallt werden. Nach Ablauf dieser 
Frist geht die Zustandigkeit für die Beurteilung solcher Beschwerden auf 
die Beh6rde über, die nach dem neuen Recht dafür zustandig ist. 

Art. 109. 1 Die nach dem neuen Recht zustandige Beh6rde ist zustandig 
für die Beurteilung der Beschwerden, die nach dem Inkrafttreten des neuen 
Rechts eingereicht worden sind, auch wenn die Beschwerdefrist vor die­
sem Zeitpunkt zu laufen begonnen hat. 

2 Sie ist ausserdem für die Beurteilung von hangigen Beschwerden nach 
Artikel 107 Absatz 1 zustandig, wenn sic: 

a) in die Zustandigkeit der Steuerrekurskommission oder der Rekurs­
kommission für Sozialversicherungen fallen; 

b) in die Zustandigkeit der Rekurskommissionen für Bodenverbesserun­
gen, für Waldverbesserungen und für Baulandumlegungen fallen. 

Art. 110. Unter Vorbehalt der Zulassigkeitsvoraussetzungen sind die 
Verfahrensvorschriften des neuen Rechts aufdie in Artikel 109 genannten 
Beschwerden anwendbar. 

3. Übrige Rechtsmitte/ 

Art. li 1. 1 Die Artikel 107-110 gelten sinngemass für das Einsprache-, 
das Klage- und das Revisionsverfahren. 

2 Revisionsgesuche, die nach dem bisherigen Recht gefallte Entscheide 
betreffen, aber nach dem Inkrafttreten des neuen Rechts eingereicht wor­
den sind, fallen in die Zustandigkeit der Beh6rde, die den angefochtenen 
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Entscheid getroffen hat, oder der Behorde, die gemass Artikel 25 VGOG an 
i.hre Stelle getreten ist. 

4. Verschiedene Bestimmungen 

Art. 112. 1 Die Amtszeit der Mitglieder und Sekretare der Rekurskom­
missionen, die durch Artikel 25 Absatz I Ziffern 1-7 VGOG aufgehoben 
werden, wird um die Dauer verlangert, welche die Erledigung der hangigen 
Falle nach Artikel 107 Absatz I erfordert. 

2 Die Versicherungskammer des Kantonsgerichts (Art. 25 Abs. 2 
VGOG) besteht so lange weiter, wie es für die Erledigung der bei ihr 
hangigen Falle notig ist. 

J Die Mitglieder der Enteignungskommission (Art. 26 Abs. 1 VGOG), 
die nach dem bisherigen Recht ernannt wurden, bleiben bis zum Ende 
ihrer Ernennungsperiode im Amt. 

Art. 113. Bis zum Inkrafttreten der standigen Ordnung, die im Gesetz 
vom 26. September 1990 über die Beziehungen zwischen den Kirchen und 
dem Staal vorgesehen ist, gilt für die kirchlichen Korperschaften im Sinne 
des vorgenannten Gesetzes das Gesetz über die Verwaltungsrechtspflegc 
(VRG) ungeachtet der Einschrankungen, die Artikel 5 Buchstabe c VRG 
aufstellt. 

IV. KAPITEL 

Schlussbestimmung 

Organisa­
torische 
Massnahmen 

Anerkannte 
Kirchen 

Art. 114. Der Staatsrat wird mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauf- Inkrafttreten 

tragt. Es tritt gleichzeitig mit dem Gesetz über die Organisation des Ver­
waltungsgerichts und dem Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege in 
Kraft. 

Also beschlossen vom Grossen Rat, zu Freiburg, am 25. September 
1991. 

Der Prasiden t: Der 1. Sekretar: 

J. DEISS R. AEBISCHER 

DER ST AATSRAT DES KANTONS FREIBURG 

promulgiert dieses Gesetz, das am 1. Januar 1992 in Kraft tritt. 

Freiburg, den 30. Dezembcr 1991. 

Der Prasident: Der Kanzler: 

R. RIMAZ R. AEBISCHER 
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